
CDU-Informationsdienst 

Union in Deutschland 

Bonn, den 20. August 1998 

27/1998 

^gneralsekretär Peter Hintze: 

Die Bundestagswahl - 
eine klare Richtungswahl 
jj   ,r ziehen optimistisch in die Schlußphase 
de ^ahlkampfs. Der Stimmungswandel in 
„,..   evölkerung zu unseren Gunsten ist 
übersehbar." 
^lit H" 
aüf    

esen Worten faßte Generalsekretär Peter Hintze 
Ade

einer Pressekonferenz am 17. August im Konrad- 
prg . ^Uer-Haus das Ergebnis der Beratungen von 
Mitt i Urn unc* Bundesvorstand zusammen, in deren 
^och die Wahlkampf-Strategie in den letzten 

nen vor dem Wahltermin stand. 
^eter u- 
&ev-ii/ntZe: „Die wirtschaftliche Lage wird von der 
sPür°   KrUn§ °Ptmiisnscn eingeschätzt, und wir 
bun(,

n   e' unseren Veranstaltungen, bei den Kundge- 
Ver^

en ^es Bundeskanzlers, aber auch bei den vielen 
Inter       Un§en der anderen Bundesredner großes 

esse an unserer Politik. 

absolute Mehrheit gegen Rot-Grün 
i), Zahl mal e"*"' der unentschlossenen ist hoch. Zum ersten- 
Deuts

r^eicht die Zahl derer, die Rot-Grün für 
Mehru   and ablehnen, mit 51 Prozent die absolute lehrhe it. 

ir »Sä. 
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Kurz & gut 

45.000 neue 
Arbeitsplätze 

hat die deutsche Auto- 
mobilindustrie seit Ende 
1996 geschaffen, davon 
20.000 allein in den er- 
sten vier Monaten dieses 
Jahres. Grund dafür: der 
im ersten Halbjahr 1998 
sprunghaft angestiegene 
Inlandabsatz, für den 
neben Impulsgeber Mo- 
dellpolitik die "bestander- 
neuernde Wirkung" des 
Kraftfahrzeugsteuerän- 
derungsgesetzes verant- 
wortlich ist. 

Mittelfristig 
überkompensiert 
durch Beschäftigungs- 
effekte bei den neuge- 
gründeten Unternehmen 
der Branche wird nach 
Auffassung von Klaus- 
Dieter Scheuerle der Be- 
schäftigungsabbau der 
Deutschen Telekom AG. 
Allein für dieses Jahr 
rechnet der Präsident der 
Regulierungsbehörde 
für Post und Telekommu- 
nikation mit 91.000 
neuen Arbeitsplätzen. 

Geplant waren 
ungefähr 500 Festange- 
stellte bei der Bayer Bit- 
terfeld GmbH, Tochterun- 
ternehmen des Chemie- 
und Pharmakonzerns 
Bayer AG (Leverkusen). 
Inzwischen beschäftigt 
Bayer 625 Mitarbeiter in 
Bitterfeld. Noch einmal 
so viele arbeiten im 
Dienstleistungs- und Zu- 
lieferbereich für die vier 
Bitterfelder Werke. Inve- 
stitionssumme innerhalb 
der letzten sieben Jahre: 
fast eine Milliarde DM. 

Perspektive für 
Investoren 

Ganz im Zeichen der auch 
weiterhin uneingeschränkt 
gültigen Priorität für den 
Aufbau Ost steht der Bun- 
deshaushalt 1999. Staats- 
sekretär Rudi Geil, Beauf- 
tragter der Bundesregie- 
rung für die neuen Bun- 
desländer: Im nächsten 
Jahr stehen wieder 95 
Milliarden DM zur Verfü- 
gung. Das Investitionszu- 
lagengesetz bietet Inve- 
storen bis 2004 eine 
langfristige Perspektive. 

Die Zahl der meldepflichtigen Fälle hat sich halbiert 
Eine "hervorra- 
gende Sicher- 
heitsbilanz" hat 
Bundesumwelt- 
ministerin An- 
gela Merkel am 
11. August den 
deutschen Atom- 
kraftwerken be- 
scheinigt. Es ge- 

be "praktisch 
keine alten Anla- 
gen". Soweit es 
der aktuelle 
Stand von Wis- 
senschaft und 
Technik ermög- 
liche, seien die 
vorhandenen 
Anlagen konti- 

nuierlich nach- 
gerüstet wor- 
den. Die Zahl 
der meldepflich- 
tigen Ereignisse 
hat sich dement- 
sprechend seit 
1988 halbiert. 
Ein Ausstieg aus 
der Atomkraft 

sei schon aus 
diesem Grund 
nicht zu verant- 
worten und wirt- 
schaftlich unsin- 
nig. Die SPD 
stellte zu dieser 
Bilanz lediglich 
fest, daß der Be- 
trieb von Atom- 

kraftwerken ge- 
nerell mit be- 
trächtlichen Ri- 
siken verbunden 
sei. Das wieder- 
um kommen- 
tierte die FAZ 
mit der lakoni- 
schen Feststel- 
lung: Wie wahr. 

j DAS WICHTIGSTE I |\|R 

V] DER WOCHE 
AUF EINER SEITE 

Bei 0,9 Prozent höheren Prei^n 

im August gegenüber Juli:   W' 
haben keine Preissteigerungsra   '„ 
sondern eine Preisstabilitätsra 

CDU-Generalsekretär 

  Peter Hintze 

Peter Hintze: Das SPD-Startprogramm ist ein 
Absturzprogramm für die deutsche Wirtschaft 

Einen "Generalangriff auf die Arbeitsplätze in 
Deutschland" hat CDU-Generalsekretär Peter 
Hintze das Startprogramm der SPD genannt, mit 
dem sich SPD-Kandidat Schröder zu Beginn der 
letzten Wahlkampf-Phase den Wählerinnen und 
Wählern empfiehlt. 

Weiter heißt es in einer Erklärung des CDU-Ge- 
neralsekretärs vom 15. August: "Das Startpro- 
gramm ist in Wahrheit ein Absturzprogramm für 
die deutsche Wirtschaft. Wer die Reformen zer- 
stört, der nimmt einen Verlust von Arbeitsplät- 
zen in Millionenhöhe in Kauf. 

• Die Rücknahme der Rentenreform ist darüber 
hinaus unverantwortlich im Blick auf die Genera- 
tionengerechtigkeit. Die Beitragslast würde wie- 
der ansteigen, und die Brutto-Netto-Kluft würde 
wieder größer. Der Arbeitnehmer hätte weniger 
in der Tasche. 

• An Halbherzigkeit nicht mehr zu überbieten 
sind die SPD-Pläne zu den Steuern. Das Fest- 
halten an überhöhten Steuersätzen kostet Ar- 
beitsplätze." 

"Das Blaue vom Himmel" 

verspricht nach den Worten von Re9'eru  jder 
Sprecher Otto Hauser der Kanzler-Kandida^ 
SPD, wenn er "weniger Arbeitslosigkeit, m ||gS 

Ausbildungsplätze, mehr Rente - und das ^ ^ 
bei mehr Investitionskraft für Unternehme     ^ 
weniger Steuern für Arbeitnehmer und l" 
unsortiert in eine "Wundertüte" packt. 

Und noch etwas ins Stammbuch des Kan ' jf) 

ten: "Die Arbeitslosigkeit in Deutschland '  A,0r- 
den letzten Monaten nicht durch die gute ^^ 
te von Herrn Schröder gesunken, sonden 
den wirtschaftlichen Aufschwung." D'e     -chei1 

Ursache dafür: "neben dem Fleiß der Men ^ 
und dem Ideenreichtum der Unternehme _ 
allem die Reformen der Bundesregierung- 

Otto Hauser: "Gerade die Entlastung der       gs- 
Beitragszahler, die Reformen beim Kün   Vgiflr 
schutz und bei der Lohnfortzahlung, um    nl!tl)s- 
ge Beispiele zu nennen, haben die Grun.  -, uef 
setzung für die neue Wettbewerbsfähig 
deutschen Wirtschaft geschaffen." 

Gegen "Bedenkenträger" 
hat Bundesarbeitsmi- zu bezahlen. Der 
nister Norbert Blüm Hauptverband des 
die Pläne der CDU Deutschen Einzelhan- 
verteidigt, Kombi- dels erklärte: Das Mo- 
Löhne einzuführen: dell kommt für etwa 
Es sei billiger, einen 100.000 Betriebein- 
Teil der Arbeitslosen- frage. "Wenn nur die 
hilfe einem niedrigen Hälfte von ihnen ei- 
Arbeitslohn hinzu- nen Arbeitslosen ein- 
zufügen, als die Ar- stellt, sind das schon 
beitslosenhilfe ganz 50.000 Arbeitsplätze." 

Rund 300 Rekruten 
der Bundeswehr sind 
am 16. August in 
Wrietzen (Märkisch- 
Oderland) öffentlich 
vereidigt worden. Im 
Beisein von Bundes- 
verteidigungsmini- 
ster Volker Rühe und 
Hunderten von Zu- 
schauern legten sie 
feierlich das Gelöbnis 

ab'derBUlndSU 
blikDeutschlan 
2U dienen. GleJ 
zeitig wurde de   ^ 
meinsamen Kan 
gegen das Ode e. 
hochwasservo 
nemJahrgedac 
und in Neurann 

das Denkmal^ 
zeicherTenthu^ 
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„Dramatische Veränderungen" 
A|lensbach-Chefin Renate Köcher 
beobachtet einen Umschwung des 
K,imas in der Gesellschaft: 
• Die Trends zeigen zur Zeit starke 
Veränderungen. Es gab eine richtige 
^PD-Euphorie mit Höhepunkt im 
April, nach der Niedersachsen-Wahl 
und der Kür des Kanzlerkandidaten. 
Diese starke Zunahme des SPD-Poten- 
la's hat sich bis heute weitgehend 

Zürückgebildet. Wenn das Potential so 
j>tark abnimmt, ist zu erwarten, daß mit 
kurzer Verzögerung auch die Par- 
eizahlen bei der Sonntagsfrage sinken. 
Und zehn Prozent Differenz heißt ja 
faktisch nur, daß eine Partei sich fünf 

rozent nach oben und die andere fünf 
r°zent nach unten bewegen muß. 

Wir beobachten zur Zeit eine Kli- 
ma-Anderung in der Gesellschaft: ei- 

nen deutlichen Rückgang des Pessi- 
mismus. Es gibt zudem eine Neube- 
wertung der Spitzenkandidaten, sa- 
lopp gesagt: Der Lack blättert bei 
Schröder ab. Die Euphorie ist vorbei, 
und die Leute ziehen eine ganz ande- 
re Bilanz, wenn sie den Amtsinhaber 
und den Kandidaten vergleichen. Der 
Vorsprung Schröders schien vor eini- 
gen Wochen mit 27 Prozentpunkten 
vor Kohl noch uneinholbar, jetzt be- 
trägt er noch 15 Prozent - dramati- 
sche Veränderungen. Wenn sich diese 
Entwicklungen fortsetzen, kommen 
auch die Partei-Präferenzen in Bewe- 
gung. Zudem gab es gerade in Ost- 
deutschland bisher fast vor jeder 
Wahl extreme Veränderungen der 
Parteineigung. 

aus: Rheinische Post vom 18. August 

ung von Seite 1 
h0rtsetz 

•"ei pi 
des tyTmente werden die Schlußphase 
* an'kampfs bestimmen 

• WUfSChWUng # Kanzler • Sicherheit. 
.   Werden den Aufschwung als Ergeb- 

% w Unserer Politik darste,len- 
rje[|

VVerden mit „Weltklasse für 
ben ^-"land" für unseren Kanzler wer- 

Wir 

und 

die Aierden mit sicherneit statt Risiko 

dün       native der Richtungsentschei- 
\   g deutlich machen. 
^lachsten Sonntag, mit der Wahl- 
\stf^

roffnung in der Dortmunder 
richti ^

ha'le, wird der Wahlkampf seine 
Ans        etriebstemperatur bekommen: 
BiedeniMerke1' Wolfgang Schäuble, Kurt 
d'e Haun   'Theo Waigel Helmut Kohl, der 
%len Ptrede hält, Norbert Blüm und ich 

u 18.000 Teilnehmern sprechen. 

Die Westfalenhalle platzt schon jetzt aus 
allen Nähten; denn aus vielen Kreis- 
verbänden der CDU erreichen uns 
Anmeldezahlen, wie wir sie bis jetzt 
nicht kannten. 
Die Basis ist kampfwillig, kampfbereit 
und will sich engagieren." 

Zum Thema Tag der Deut- 
schen Einheit am 3. Oktober 
und Nationalhymne: 

„Wir haben am 17. Juni diesen Jahres in 
einer Bundestagsdebatte über die Deut- 
sche Einheit gesprochen. Vera Lengsfeld 
hat für die CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion dabei zum Ausdruck gebracht, 
daß wir die Interpretation der DDR-Dik- 
tatur nicht den Tätern überlassen dürfen. 
Wir werden den Tätern deshalb auch kein 
musikalisches Denkmal setzen. Wir wer- 
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den es nicht zulassen, daß am Tag der 
Deutschen Einheit die Melodie der Frei- 
heit, die die Nationalhymne für fast alle 
Deutschen bedeutet, mit einer Schnulze 
und der DDR-Staatshymne vermanscht 
wird. Unsere Nationalhymne verdient un- 
sere Achtung und unseren Schutz. 
Es geht hier wohlbemerkt nicht um Kunst, 
sondern darum, wie wir in Deutschland 
mit unserer Hymne und mit dem Tag um- 
gehen, an dem wir den Fall von Mauer 
und Stacheldraht, an dem wir Freiheit und 
Einheit für alle Deutschen feiern." 

Zum sog. Startprogramm: 
„Die Bundestagswahl ist eine klare Rich- 
tungswahl. Das wird immer deutlicher. 
Die Grünen haben inzwischen ihre ge- 
meinsamen Ziele mit dem Startprogramm 
von Herrn Schröder bekräftigt. 
Dieses Startprogramm ist ein Rückschritts- 
programm. Die versprochene Modernität 
ist in Wahrheit ein Rückschritt, ein Zurück 
zu den gescheiterten linken Rezepten der 
70er Jahre. 
Gemeinsam mit Grünen und PDS will die 
SPD Reformen zurücknehmen, die zwin- 
gend notwendig sind, um die deutsche 
Wirtschaft zu stärken, den Aufschwung zu 
fördern, die Trendwende am Arbeitsmarkt 

Helmut Kohl im Internet 
Bundeskanzler Helmut Kohl will am 
18. September zum ersten Mal in einer 
Online-Konferenz den Internet-Surfer 
Rede und Antwort stehen. Von 12 bis 
14 Uhr wird er nach Angaben der 
Internet-Redaktion der CDU auf der 
Homepage seiner Partei 
(http:\\www.cdu.de) für Fragen zur 
Verfügung stehen. 

herbeizuführen und zu unterstützen. 
Ziel unserer Politik ist: Mehr zukunfts»e' 
ste Arbeitsplätze für Deutschland. ^in^ 
Rücknahme der Reformen würde uns 
bei zurückwerfen, würde zu steigende 
Belastungen bei Steuern, Abgaben un 
Sozialversicherungsbeiträgen fünren'hen. 
würde Deutschland zweitklassig macn 
Wir sind dafür, daß Deutschland Wel***8 

se bleibt in Bildung, Forschung, Wirt- 
schaft und bei den Arbeitsplätzen. DeS 

gen setzen wir uns dafür ein, daß sich 
sere Politik der Mitte durchsetzt - ge8e, 
das Linksbündnis aus SPD, Grünen ui 
möglicherweise PDS, das zerstören 
de, was die Menschen in den letzten 
ren aufgebaut haben." 

wiir- 
Jah' 

1,8 Millionen Stellen vermittelt 
Mit 1,8 Millionen Arbeitsvermittlun- 
gen in der ersten Jahreshälfte, elf Pro- 
zent mehr als im Vergleichszeitraum 
1997, konnten die Arbeitsämter ein 
äußerst erfolgreiches erstes Halbjahr 
1998 bilanzieren. 
Auf dem Akademikerarbeitsmarkt ist mit 
fast 40.000 Vermittlungen das entspre- 
chende Vorjahresergebnis sogar um 30% 
übertroffen worden. Bernhard Jagoda, 
Präsident der Bundesanstalt für Arbeit: 
„Wir haben das ehrgeizige Ziel, auf dem 

Arbeitsmarkt die Nr. 1 zu bleiben." Es. 
genüge nicht mehr, sich auf das „klass 
sehe Vermittlungsgeschäft" der sozial'^ 
Versicherungspflichtigen Beschäftig11 » 
zu beschränken. Erstens sei neben de 
reinen Vermittlung das Beratungsge' 
sprach für Mitarbeiter- und Stellensu- 
chende immer wichtiger, zweitens at) 
müsse sich das Arbeitsamt auch imm 
mehr um neue Beschäftigungsforrnen 
kümmern, z. B. die Gründung selbf0*^ 
ger beruflicher Existenzen unterstül 
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!^kunft und Innovation" 

Helmut Kohl beruft Lothar Späth zum 
Vorsitzenden des Beraterkreises 

vor ?undeskanzler hat den Vorstands- 
frühltzenden der Jen°Ptik AG und 
.   Geren baden-württembergischen 
be msterpräsidenten, Lothar Späth, ge- 
fÜr?'den Vorsitz in einem Beraterkreis 
leh ft und Innovation zu über- 
8er,!l|fn'der im Bundeskanz,eramt ein" 
unahi!^t W'rd und der aus emem Kreis 

sjj ,?han8iger, ehrenamtlich tätiger Per- 
Ge« ii      ten aus a,,en Bere«chen der seUschaft gebildet werden soll. 
Wig Po • 
teilt   ^§lerungssPrecher Otto Hauser mit- 
lie H:      Sich Lothar Späth zur Übernah- 
me   ]JSes Vorsitzes bereit erklärt. Er wird 
£ü" ÖUndeskanzler Vorschläge für die 
des J^ensetzung und die künftige Arbeit 
^es eraterJcreises unterbreiten. Aufgabe 
Kon

GS ^reises wird es sein' strategische 
grejf

2ePte zu entwickeln, die auf die tief- 
Schaf nden Umbrüche in der Weltwirt- 
run     Und eine umfassende Modernisie- 
re   <[ wirtschaft'ichen und gesellschaft- 
t) L      trukturen in unserem Land zielen. 

ge Qg 1St aucn einzubeziehen, daß die jun- 
entvy-nf rat'on heute ganz andere Lebens- 
bild d   * nat als die Nachkriegsgeneration 
der 2? die Solidarität in der Gesellschaft 
AiiSp ^unft neu organisiert werden muß. 
Ses'i^^Punkt für die Arbeit dieses Krei- 
Ut^f     le Überzeugung, daß ohne eine 
gabens

Sende Reform des Steuer- und Ab- 
^icher ^Stems' des Systems der sozialen 
Hing d

ün| und der öffentlichen Verwal- 
■aricis n

e
%?

ukuntt des Standorts Deutsch- 
es s n     U 8ewmnen ist- Der Berater- 
?WiSc.     einen immer intensiveren Dialog 
politik

en Wirtschaft, Wissenschaft und 
ln die ö°r8anisieren und dessen Ergebnisse 

egierungspolitik einbringen. 

Ein besonders wichtiges Ziel wird es sein, 
die in den letzten Jahren in Gang gekom- 
mene Umstrukturierung der neuen Länder 
zu einer modernen und dynamischen Wirt- 
schaftsregion Europas weiterzuführen und 
zu beschleunigen. Dabei soll es insbeson- 
dere um die Entfaltung eines breiten Mit- 
telstandes mit einer Vielzahl neuer, zu- 
kunftssicherer Klein- und Mittelbetriebe 
gehen, die den Menschen dort in großer 
Zahl neue Arbeits- und Ausbildungsplätze 
geben. 

Erfahrungen beim Aufbau Ost 

Der Bundeskanzler hat nach mehreren Ge- 
sprächen Lothar Späth vor allem auch des- 
halb gebeten, den Vorsitz in diesem Bera- 
terkreis zu übernehmen und ihm ehren- 
amtlich zur Verfügung zu stehen, weil 
Lothar Späth wegen seiner umfassenden 
Kenntnisse sowohl des politischen als 
auch des wirtschaftlichen Bereichs in be- 
sonderer Weise als Ratgeber bei notwendi- 
gen Zukunftsentscheidungen für den 
Standort Deutschland mitwirken kann. Er 
kennt die Probleme aus der Sicht eines in- 
ternational operierenden Konzerns, ist 
aber auch in der regionalen Wirtschaftspo- 
litik zu Hause und hat gerade beim Aufbau 
Ost in hohem Maße unternehmerische 
Fähigkeiten bewiesen. 

Lothar Späth hat sich bereit erklärt, den 
Vorsitz zu übernehmen und seine Vor- 
schläge zur Zusammensetzung und Ar- 
beitsweise dieses Beraterkreises kurzfri- 
stig vorzulegen und auf diese Weise die 
Politik des Bundeskanzlers nachhaltig zu 
unterstützen. ■ 
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Bundesverkehrsminister Matthias Wissmann: 

Der Aufschwung hat den 
Arbeitsmarkt erreicht: 

Jetzt darf es keinen Stillstand geben! 
Die Bekämpfung der Arbeitslosigkeit 
bleibt weiterhin die wichtigste wirt- 
schafts- und gesellschaftspolitische Auf- 
gabe der kommenden Jahre. Die Daten 
zeigen gleichwohl deutlich: Der Moder- 
nisierungskurs der Bundesregierung 
greift. Es darf jetzt bei der Modernisie- 
rung des Wirtschaftsstandorts Deutsch- 
land keinen Stillstand geben. 
Wir haben endlich eine Wegmarke er- 
reicht, auf die wir seit langem zugesteuert 
haben: Der Konjunkturaufschwung hat 
den Arbeitsmarkt erreicht! Die Trendwen- 
de am Arbeitsmarkt ist da. 
Wir haben in Deutschland seit der Wieder- 
vereinigung große Aufgaben zu erfüllen, 
und dies in einer Zeit, in der auch interna- 
tionale Zusammenhänge - vor allem das 
Aufstreben junger Industrieländer in Asien 
und Lateinamerika - den Wettbewerbs- 
druck auf die alten Industrieländer Euro- 
pas ohnehin verstärken. In einer solchen 
Situation treten verdeckte Struktur- 
schwächen offen zutage und fordern ihren 
Tribut in Form von schmerzhaften Anpas- 
sungsprozessen. Deren Ergebnis schlägt 
sich so lange negativ am Arbeitsmarkt nie- 
der, bis es gelingt, neue, sich auf wettbe- 
werbsfähige Strukturen und zukunftsfähi- 
ge Märkte gründende Arbeitsplätze zu 
schaffen und mit ihnen den rationalisie- 
rungsbedingten Verlust von Arbeitsplätzen 
wieder zu kompensieren. 

Einen großen Teil dieses schmerzlichen 
Weges haben die Arbeitnehmer und die 
deutsche Wirtschaft jetzt hinter sich: Die 

Konjunkturentwicklung zeigt weiter ste e 
nach oben, und der Arbeitsmarkt belebt 
sich zusehends. 
Die deutsche Wirtschaft hat im ersten 
Vierteljahr 1998 ein reales Wachstum 
(BIP) von 3,8 Prozent erarbeitet. Das ist 
gegenüber dem Vorjahresquartal das 
höchste Wachstum seit der Wiederverein 
gung! Insgesamt gehen wir für 1998 vo 
einem Wachstum von 2,75 Prozent bis i 
Prozent aus. Erfreulich ist vor allem, da 
auch die neuen Länder wieder aufgeh0 

haben. Nachdem das Wirtschaftswachs- 

Erklärung des wirtschafts- 
politischen Sprechers des 
CDU-Bundesvorstands, 
Matthias Wissmann, anläßHc»1 

einer Pressekonferenz zur Bul1 

desvorstandssitzung am 17. 
August 

turn dort nach der Wiedervereinigung ' 
eine zweistellige Größenordnung erre' 
te und bis einschließlich 1995 deutlich 
1996 dann noch um 0,6 Prozentpunkte 
über dem Wachstum im Westen lag, b 

es 1997 deutlich hinter dem Wachstum 
der alten Länder zurück. . 
Um so erfreulicher ist: Im ersten Quar 

1998 haben die neuen Länder mit eine 
Wachstum von 4 Prozent deutlich amfe 
holt und lagen sogar leicht über dem 
Wachstum der alten Länder. J 
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v   
0n '997 war die Nettoproduktion im 

""arbeitenden Gewerbe Ostdeutschlands 
te

U
F
einem Plus von 8'9 Prozent an den al- 
Ländern vorbeigezogen, wo der Zu- 

ho
achs lediglich bei 3,3 Prozent lag. Mit 

. . '"Modernen Anlagen und motivierten 
•tarbeitern löst sich die ostdeutsche In- 
str|e aus ihrer Lethargie. 

.     Wo-Institut geht in seiner jüngsten 
■"ausschätzung der gesamtwirtschaftli- 

ch1 AggreSate für l999 davon aus' daß 

lif, r     ^'P der a'ten un(J neuen Länder 
Sc,   

,e'crischritt mit einer Rate von durch- 
^. n'Ulich 2,5 Prozent entwickeln wird, 
„^bedeutet einerseits, daß sich der An- 
(j0 *?hur>gsprozeß zwischen West und Ost 
a|s   

e,n'ge Jahre länger hinziehen wird 
rers

ÜrsPrunglich erwartet. Es heißt ande- 
U(Jf 

e,ts aber auch, daß die neuen Länder 
faß* L     Wachstumspfad wieder Tritt ge- 

01 haben: 

£em'e 'ndustr'e rückt mehr und mehr ins 
()std       deS Gescnehens- So konnte das 
iiy, | utsche verarbeitende Gewerbe bereits 
v0n ,.

zten Jahr mit einer Wachstumsrate 
lUtlcj °>9 Prozent zulegen, in Westdeutsch- 
vera ^

Uchs die Bruttowertschöpfung im 
V0r:   

e,lenden Gewerbe gegenüber dem 
% Janr lediglich um 3,4 Prozent. 

jun Jc ExPortwirtschaft bringt die Kon- 
auf -p r ln ^en neuen Ländern zusätzlich 
stejp Uren" m Brandenburg beispielsweise 
und yrlen ^e unternehmen des Bergbaus 
iit^j... erar°eitenden Gewerbes ihre Export- 
es ^'Ue um 46 Prozent! Zwei Drittel die- 
ltives?VVacnses gingen auf das Konto der 
^ ' ltl0nsgüter-Produzenten. 
dig ^n8en erreichte 1997 mit 19 Prozent 
Ui^     ste Exportquote unter den neuen 
V.en

rn' Wo sie mit durchschnittlich 14,7 
V°n 12 -)

Cleutncn ür)er dem Vorjahreswert 
loch (f      0Zent lag, allerdings immer 
£xp0rt

euilicri hinter der westdeutschen 
Hier i,t

qU,ote von 33 Prozent zurückblieb. 
lUnispot    ° noch ein deutliches Wachs- 

ential vorhanden, das schrittweise 

erschlossen werden muß. Dies gilt um so 
mehr, als der deutsche Export weiterhin 
boomt. Der DIHT erwartet für 1998 einen 
Zuwachs von 9 Prozent. 

Wichtig für die Stabilität des Konjunktur- 
aufschwungs in ganz Deutschland ist die 
Tatsache, daß die Auslandskonjunktur 
jetzt auch deutlich auf die Inlandsnachfra- 
ge überspringt. Die Binnenkonjunktur ge- 
winnt an Fahrt, die Auftragsbücher füllen 
sich: In den ersten drei Monaten dieses 
Jahres gingen gegenüber dem Schlußquar- 
tal 1997 saisonbereinigt fast 5 Prozent 
mehr Bestellungen aus dem Inland ein. 

Die Erholung der Binnen- 
konjunktur wird von vier 
Entwicklungen getragen: 

Niedrige Zinsen: Die langfristigen 
Zinsen sind auf dem niedrigsten Niveau 
seit Bestehen der Bundesrepublik. 

Bessere Absatz- und Ertragserwartun- 
gen sowie die zunehmende Kapazitätsaus- 
lastung, die in Westdeutschland im verar- 
beitenden Gewerbe bei rd. 87 Prozent 
liegt, haben die Investitionskonjunktur 
beschleunigt. 

dB In Erwartung eines anhaltenden Wirt- 
schaftsaufschwungs werden die Lager 
wieder aufgestockt. 

I. Im Jahresverlauf dürfte sich auch ei- 
ne stärkere Konsumnachfrage positiv bei 
der Industrie bemerkbar machen. 

Angesichts dieser Perspektiven sind die 
führenden nationalen und internationalen 
Wirtschaftsexperten sogar optimistischer. Sie 
erwarten eine deutliche Fortsetzung des Auf- 
schwungs. Die OECD-Wachstumsprognose 
geht für 1998 von einem Wachstum um 274 

Prozent, für 1999 sogar um 3 Prozent aus. 
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Wichtig ist, daß die gute Konjunkturent- 
wicklung praktisch bei Preisstabilität ab- 
läuft! Der Preisanstieg beträgt nach Anga- 
ben des Statistischen Bundesamts im Juli 
nur 0,9 Prozent. Dies ist zugleich die beste 
Sozialpolitik: 1 Prozentpunkt weniger In- 
flation bedeutet einen Kaufkraftgewinn 
von rund 20 Milliarden DM! 
Die Lohnstückkosten sind in der westdeut- 
schen Industrie wieder zurückgegangen, 
1997 um minus 3,4 Prozent. Das ist der 
stärkste Rückgang, der jemals in Deutsch- 
land gemessen wurde. Erzielt wurde dieses 
gute Ergebnis durch eine moderate Er- 
höhung der Arbeitskosten um 2,3 Prozent 
und einen beachtlichen Produktivitätszu- 
wachs von 5,9 Prozent. Damit konnte die 
westdeutsche Industrie ihren Kostennach- 
teil, der 1996 immerhin 20 Prozent betrug, 
deutlich auf 11 Prozent senken. Allerdings: 
In diesem Tempo dürfte es kaum weiterge- 
hen, weil der Abwertungsdruck auf die DM 
längst nicht mehr so stark ist, in diesem 
Jahr nicht, und in den kommenden Jahren 
nach Einführung des Euro schon gar nicht. 
Auf diese Weise hat auch die Attraktivität 
Deutschlands für unternehmerisches Enga- 
gement wieder zugenommen: Die Auslands- 
investitionen sind im ersten Vierteljahr 1998 
um eine Größenordnung von 9 Milliarden 
DM gestiegen - der höchste Vierteljahres- 
wert in den gesamten 90er Jahren. 
Angesichts dieser Bilanz können wir fest- 
halten, daß sich die deutsche Wirtschaft mit 
weiter abnehmender Arbeitslosigkeit auf 
ein stabiles wirtschaftliches Gleichgewicht 
mit einer guten Leistung bei allen wichti- 
gen volkswirtschaftlichen Zielen zubewegt. 
Daß diese insgesamt erfreuliche Konjunk- 
turentwicklung jetzt auch auf den Arbeits- 
markt übergegriffen hat, unterstreicht, daß 
nicht nur eine Verbesserung der Wettbe- 
werbsfähigkeit der Wirtschaft durch eine 
verbesserte Produktivität zu Lasten von Ar- 
beitsplätzen dahintersteht - so unverzichtbar 
Prozeßinnovationen und ein modernes Ko- 

stenmanagement auch sind. Vielmehr hat e 
ne wirkliche Modernisierung und Neuaus- 
richtung der deutschen Wirtschaft auf die 
wichtigen Märkte der Zukunft stattgefun- 
den. Die deutsche Industrie hat zahlreiche 
neue Produkte entwickelt und Geschäftsfe - 
der erschlossen. Ich nenne nur beispielhat 
die beachtlich überarbeitete Modellpalette 
der Automobilindustrie sowie Internet un 
Intranet als neue Geschäftsfelder der Date"' 
Verarbeitungsbranche. 
Seit Jahresbeginn ist die Zahl der Arbeits- 
losen um fast 700.000 Personen zurückge- 
gangen und liegt um rd. 220.000 im dritte" 
Monat in Folge deutlich unter der Vorjan- 
reszahl. Damit ist eine Trendwende am A 
beitsmarkt in ganz Deutschland erreicht- 

Die Arbeitslosenzahl betrug im Juli 19" 
rund 4,1 Millionen. Gegenüber dem Vor- 
monat ist sie damit zwar jahreszeitlich 
dingt um rund 59.000 gestiegen, doch tf 
dies der niedrigste Anstieg in einem Jul! 
seit der Wiedervereinigung. Saisonbere 
nigt entspricht dies sogar einem Rückga 
um 37.000. 
Der Strukturwandel in den neuen Ländern 
ist zwar noch nicht bewältigt. Die Arbeit 
sigkeit ist hier immer noch höher als im 
sten, und deshalb muß der Aufbau Ost w 
terhin höchste Priorität behalten. Aber im.' 
merhin: Die Arbeitslosenzahl liegt im ju 

nun im zweiten Monat in Folge unter de 
Vorjahresniveau und ist jetzt um 48-0Ou 

niedriger als im Juli 1997. Auch ist der A 
stieg gegenüber dem Vormonat nur leic 
(+15.000). Dies ist auch ein Erfolg der** 
ven Arbeitsmarktpolitik der Bundesreg'^ 
rung (Ausweitung plus 36.000). Hier hao .^ 
sich vor allem Maßnahmen, die zur EU1© 
derung in den ersten Arbeitsmarkt rühr 
als erfolgreich erwiesen. 
Die erfreuliche Entwicklung in West- 
in Ostdeutschland rechtfertigt die ErW 
tung, daß bereits im September/Okto 
ein Rückgang unter die 4 Millionen- 
ze erreicht wird. J 
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be
Uch die hohe Zahl der offenen Stellen 
Weist die neue Dynamik am Arbeits- 

"arkt. Mit 467.000 offenen Stellen lag die 
v

ahl im Juli um rund 111.000 über dem 
orjahreswert. Da nach Schätzung des 

^ rnberger Instituts der Bundesanstalt für 
eit aber nur 40 Prozent der tatsächlich 

dP 
nen Stellen tatsächlich gemeldet wer- 

£. n' sind also in Wirklichkeit weit über 
ne Million Arbeitsplätze in Deutschland 

besetzt. 
Tat  • 
.Schlich suchen viele Betriebe hande- 
lnd qualifizierte Fachkräfte. In den er- 

,    sieben Monaten dieses Jahres haben 
I utsche Unternehmen rd. 400.000 Stel- 
3Q pnzeigen in Zeitungen geschaltet - fast 

r°zent mehr als im Vorjahr. 

nsere Handlungsschwerpunkte 
^geachtet dieser erfreulichen Ent- 

lcklung bleibt es unsere Kernaufga- 
e der nächsten Jahre, alles für die 
rukturelle Erneuerung unserer Ge- 
,,schaft zu tun. Hierzu zählen vor- 

rangig die nachfolgenden Hand- 
,Ungsschwerpunkte: 

* 
mjt    

msetzung der großen Steuerreform 
ÖMe'ner Nettoentlastung von 30 Mrd- 
ge '   a^ei muß unser Steuersystem ins- 
Der p.1 e'nfacher und gerechter werden. 

?ent     gangssteuersatz so11 von 25>9 Pr°- auf 15 Prozent und der Spitzensteu- ers atz 
senu   0n53 Prozent auf 39 Prozent ge- 
kink Werden' der Spitzensteuersatz für 
Son ^)rniTlen aus gewerblicher Tätigkeit 
ken  °

n47 Prozent auf 35 Prozent sin- 
Pr0L

er Körperschaftsteuersatz auf 25 
^ nt ^ausgeschüttete Gewinne) bzw. 35 
Erstg6"1 teinbehaltene Gewinne) sinken. 
Sch0n 

Criritte der Reform sollen möglichst 
!999 wirksam werden. 

wieder      
kun§ der Sozialabgabenquote 

auf unter 40 Prozent. Die Renter 
Urreform 1999 wird den Rentenzu- 

wachs und den Beitragsanstieg bremsen. 
Auch werden wir gerade junge Menschen 
ermutigen, frühzeitig für das Alter ergän- 
zend privat oder betrieblich vorzusorgen. 
In der gesetzlichen Krankenversicherung 
wollen wir u. a. die Transparenz bei der 
Abrechnung von Leistungen verbessern 
und die Wahlmöglichkeiten der Versicher- 
ten noch mehr erweitern. 

Mehr Flexibilität am Arbeitsmarkt. 

Mehr Anreize zur Aufnahme einer 
Arbeit, die die Aufnahme auch einer 
gering bezahlten Tätigkeit für die Bezie- 
her von Arbeitslosengeld bzw. Arbeits- 
losenhilfe attraktiv machen. Die Ein- 
führung eines Kombilohns z. B. ist ein ge- 
eignetes Instrument zur Wiedereingliede- 
rung von Arbeitslosen in den ersten Ar- 
beitsmarkt. 

Flexiblere Arbeitszeiten, damit Pro- 
duktivitätsspielräume ausgeschöpft werden 
können. Hier besteht noch ein erhebliches 
zusätzliches Arbeitsplatzpotential, das 
auch zu Lasten von Überstunden genutzt 
werden muß. Die Einführung von Arbeits- 
zeitkonten - auch solchen, die auf die Le- 
benszeit ausgerichtet sind - muß selbstver- 
ständlich werden. Dies gilt insbesondere 
auch für das Angebot von Teilzeitarbeits- 
plätzen. Hier haben wir im internationalen 
Vergleich noch deutlichen Nachholbedarf, 
und zwar sowohl in der Privatwirtschaft 
als auch im öffentlichen Dienst. Hier ist 
auf breiter Front die Umsetzung neuer Mo- 
delle gefordert. Dabei ist auch zu beden- 
ken, daß höhere Motivation und geringere 
Fehlzeiten den Unternehmen Kostenvortei- 
le von 2 bis 4 Prozent bringen. 

Unsere Reformschritte sind vor allem für 
die kleinen und mittelständischen Unter- 
nehmen entscheidend und unterstützen da- 
mit zugleich die Innovations- und Zu- 
kunftsfähigkeit unseres Landes. ■ 
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Bundesarbeitsminister Norbert Blüm: 

Eine Mischung aus Feigheit und Konfusion 

Stellungnahme des Bundesarbeits- 
ministers zur Ankündigung der 
SPD, bei Regierungsübernahme die 
Reformen der Bundesregierung 
zurückzunehmen: 
Ein Vorschlag aus dem Wolken- 
kuckucksheim. Mehr Ausgaben mit 
weniger Einnahmen finanzieren - das 
kann nur in einer Traumlandschaft 
geboren werden. 
Reformen zurücknehmen und Einnah- 
men durch Beitragsenkung - das ist 
der Versuch, die Wähler auf den Arm 
zu nehmen, die Wähler für dumm zu 
verkaufen. 

Das ist eine Mischung aus 
Feigheit und Konfusion. 

Wenn man den Demographie-Faktor in 
der Rentenversicherung zurücknimmt, 
dann hat man bis zum Jahre 2030 500 
Milliarden Mehrausgaben - dynami- 
siert sogar l Billion. In zehn Jahren 
wären es 150 Billionen. 

Unsere Reform nur für die kleinen 
Renten zurücknehmen, würde bedeu- 
ten: wir hätten in der Rentenversiche- 
rung künftig zwei Anpassungen: eine 
für den Normalrentner und eine für 
den Kleinrentner. 

Erhebliche 
Bürokratiekosten 

Die Kleinrentner sind aber nicht in je" 
dem Fall die Minderbemittelten. Also 
müßte eine Bedürftigkeitsprüfung 
durchgeführt werden - von rund 10 
Millionen Rentnern wahrscheinlich. 
Es müßte geprüft werden, ob die klei- 
ne Rente das einzige Einkommen ist. 
Ohne Bedürftigkeitsprüfung würde 
z. B. ein Beamter mit einer kleinen 
Rente, aber mit einer hohen Pension 
die höhere Rentenerhöhung der Klein' 
rentner erhalten. 
Kann mir jemand erklären, wo der so- 
ziale Sinn einer solchen Regelung 
liegt? 

Kohls Schachzug 
Der Schachzug des Kanzlers verspricht 
Vorteile: 
# Späth vereint in seiner Person zwei 
Eigenschaften, mit deren Kombination 
nur wenige Wirtschaftskapitäne gesegnet 
sind: anerkannte Kompetenz und Volks- 
nähe. 
# Der Jenoptik-Chef ist - ganz anders 
als sein sozialdemokratisches Pendant 
Stollmann -fest in der Partei verwurzelt, 
für die er werben soll. Er propagiert 

überzeugt die Grundsätze christdernO- 
kratischer Wirtschaftspolitik. Das laß' 
ihn glaubwürdiger anmuten als Stott'    ., 
mann, der in weiten Zügen das Gegel 

des SPD-Programms predigt. 

Hohes Ansehen im Osten 
• Die Union darf hoffen, vom Ansehe* 
Späths im Osten zu profitieren. KauiuJ 
mand scheint geeigneter, auf diesem J 
die CDU fast schon verlorenen Terrai 
noch Boden gutzumachen. 

Frankfurter Neue Pi"eS 
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Junge Frauen 
Junge Frauen in 

ren einer gemeinsamen Pressekonfe- 
er nam 18, Au§ust im Konrad-Adenau- 
Bn 2Us in Bonn erklärten die CDU- 
nif

ndestagskandidatinnen Sylvia Bo- 
gem      switha Decking, Hildegard Ha- 
j^ "nann, Ursula Heinen, Annegret 
j, anip-Karrenbauer, Dn Martina 
Hiß0??181111» I arissa Penzenstadler-Hen- 
J?' Katherina Reiche und Annette 
^'«niann-Mauz: 
Sch Unserer Kandidatur für den 14. Deut- 
(las

6p Bundestag setzen wir ein Signal für 
fj£j/rngagement junger Frauen in der 
pel(j ' Unser Ziel ist es< Politik auf allen 
ren ern.a'cuv mitzugestalten. Wir engagie- 
Soz^S in der Wirtschaftspolitik, in der 
F0r'

a'P()|itik, in der Innenpolitik, in der 
Verk hngS~ und Bildungspolitik, in der 
ind ehj;spolitik, in der Außenpolitik und 
(j    r Fa'nilien- und Jugendpolitik. 
niiijg1"6 DoPpelerfahrung in Beruf und Fa- 
der i ~~ Verbunden mit dem Lebensgefühl 
tyjj ?gen Generation in Deutschland - 
inuB   er Politik guttun. Politik für Frauen 
keit TC^ zudem an der Lebenswirklich- 
schaft

e{" JUngen Frauen in unserer Gesell- 
^Hiii-       e orientieren- Frauen wollen 
der v ^JV" Und Frwerbstätigkeit miteinan- 
die j^'nden. Hierzu ist es erforderlich, 
Serri R nier|bedingungen weiter zu verbes- 
bejls? 

eisPiele dafür sind flexiblere Ar- 
Mögj-eiuen m Unternehmen und mehr 
Wjr. '

chke'ten zur Kinderbetreuung. 
^ntvv^

S-'Un§e Politikerinnen wollen Ver- 
ti"ag ]„• Un8 übernehmen und unseren Bei- 
einbrif!Sten' ^'r wollen uns in der Sache 
*eß Se|^

en' a^er auch den politischen Pro- 
ren gn 

sl verbessern. Die immer rasche- 
le! Q^eidungsabläufe in Wirtschaft 
'ntemaf   lschaft' die Globalisierung mit 

'onaler Arbeitsteilung und weit- 

für die CDU - 
den Bundestag! 
weit verfügbarem Wissen sowie die Er- 
kenntnis, daß zentrale Herausforderungen 
der Menschheit wie der Schutz der Erdat- 
mosphäre, die Bevölkerungsentwicklung 
und der Umgang mit den Ressourcen nur 
von allen Nationen gemeinsam gelöst wer- 
den können, erfordern vom Deutschen 
Bundestag, dem Bundesrat und der Regie- 
rung ein rascheres Beraten, Entscheiden 
und Handeln in einem schnelleren Zeit- 
takt. 
Langwierige Entscheidungsprozesse, bei 
denen für die Bürger und gelegentlich 
auch für die Politiker die eigentlichen Re- 
formziele aus dem Blick geraten, kann 
sich Deutschland im 21. Jahrhundert nicht 
mehr leisten. Auch in der Politik muß klar 
sein, daß der Faktor Zeit bei Entscheidun- 
gen ein Qualitätsmerkmal ist. 
In hohem Maße unverantwortlich und ein 
klarer Verstoß gegen den Wählerauftrag 
sind Blockaden um der Blockade willen, 
wie zum Beispiel die Blockade der Steuer- 
reform und der Sozialreformen durch die 
SPD-geführten Länder im Bundesrat. Wir 
sind davon überzeugt, daß einmal im hi- 
storischen Rückblick auf die laufende Le- 
gislaturperiode diese Blockaden als der 
gravierendste politische Fehler der Jahre 
'94 bis '98 bezeichnet werden. Wir for- 
dern alle Bundestagskandidaten der jun- 
gen Generation auf, sich einer Politik der 
Zukunftsblockade, die letztlich zu Lasten 
aller geht, zu verweigern. 
Die von der CDU angestrebte Weiterent- 
wicklung des Föderalismus sollte nach un- 
serer Meinung auch zu einem Überdenken 
des Zusammenwirkens von Bundestag 
und Bundesrat führen. Abgeordnete haben 
ein hohes Interesse am Erhalt der Wirk- 
samkeit ihrer Arbeit. ■ 
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Arbeit ist genug vorhanden 
Neue Initiativen für den Arbeitsmarkt 

Der stellvertretende Vorsitzende der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Heiner 
Geißler, Bundesarbeitsminister Norbert 
Blüm, Bundesgesundheitsminister Horst 
Seehofer und der Leiter des Arbeitskrei- 
ses „Arbeit für alle" der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion, Ulf Fink, erläutern 
Eckpunkte zum Kombilohn: 

• Trendwende am Arbeits- 
markt: Jetzt neue Initiativen 
für Problemgruppen 

Der Aufschwung hat jetzt auch die Trend- 
wende am Arbeitsmarkt gebracht. Das 
Störfeuer der Opposition, insbesondere die 
verhinderte Steuerreform, hat das Entste- 
hen neuer Arbeitsplätze nur verzögern, 
aber nicht verhindern können. 
Jetzt muß dafür gesorgt werden, daß die 
Trendwende am Arbeitsmarkt nicht an der 
besonderen Problemgruppe der Langzeit- 
arbeitslosen vorbeigeht und alle Anstren- 
gungen weiterhin unternommen werden, 
arbeitslosen Jugendlichen ein Angebot zu 
machen. Denn Arbeitslosigkeit am Anfang 
des Berufslebens ist nicht nur für die Be- 
troffenen besonders problematisch, sie zu 
verhindern, ist Herausforderung für die 
gesamte Gesellschaft. 
Die Bilanz der aktiven Förderung dieser 
Gruppen seit der Wiedervereinigung kann 
sich sehen lassen: Weit über 1 Mio. Lang- 
zeitarbeitslose sind durch Arbeitsbeschaf- 
fungs- und Strukturanpassungsmaßnah- 
men, mit Lohnkostenzuschüssen und Qua- 
lifizierungsmaßnahmen gefördert worden, 
allein 1997 waren es rd. 380.000 Geför- 
derte. In diesem Jahr ist wegen höherer 
Mittelzuweisungen mit noch höheren Zah- 
len zu rechnen. Zur Integration von Ju- 

gendlichen in den Arbeitsprozeß wurden 
seit der Wiedervereinigung allein von der 
Bundesanstalt für Arbeit rd.15,8 Mrd. E>M 
eingesetzt; davon erhielten über 2 Mio- J 
gendliche finanzielle und qualifikatoriscn 
Hilfen in das Berufsleben. Dank des enor- 
men Ausbildungsengagements der deut- 
schen Wirtschaft wurden seit der Wieder- 
vereinigung über 4 Mio. Ausbildungsver- 
träge geschlossen; seit 1997 haben wirke 
reits wieder ansteigende Ausbildungs- 
zahlen. 

• Neue Initiativen zur 
Beschäftigungsförderung 

Wir haben im Deutschen Bundestag im 
Frühjahr 1998 mit unserem Antrag „Ar0 

ist genug vorhanden - Initiativen zur ve 

schäftigungsförderung" konkrete Ansto 
gegeben, um die Problemgruppen des A 
beitsmarktes noch gezielter zu unterstu 
zen. Denn Langzeitarbeitslose, zu dene 
auch die arbeitsfähigen Sozialhilfeemp- 
fänger hinzuzurechnen sind, profitieren 
vom Aufschwung und der Trendwende 
Arbeitsmarkt nicht automatisch. 
Schon jetzt ist die Sofortwirkung des A 
träges in zwei Bereiche belegt: 
• So wurde aufgrund des Antrages in     . 
kordzeit das Sonderprogramm „Arbei   ^ 
Qualifizierung für noch nicht ausbildig^ 
geeignete Jugendliche - AQJ" gescha

Run- 
mit dem der Bund 140 Mio. aus dern P 
deshaushalt und dem Europäischen j>° 
alfonds zur Verfügung stellt. Besonder 
benachteiligte arbeitslose Jugendliche 
ne Hauptschulabschluß werden durcn 
triebliche Praktika und eine begleiten   » 
nicht übermäßig verschulte Qualifizie 

an die Berufsreife herangeführt. 
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Echte Chance zur Wiedereingliederung auf 
dem ersten Arbeitsmarkt 

Zu den vorgestellten Eckpunkten 
*um Kombilohn erklärte Hermann- 
Josef Arentz, MdL, Erster Stellver- 
tretender Bundesvorsitzender der 
Christlich-Demokratischen Arbeit- 
nehmerschaft (CDA): 
cOU unti csu sm(j mjt jnren Eck_ 
Punkten zum Kombilohn auf dem 
richtigen Weg. Der Kombilohn ist eine 
§ute Chance für Langzeitarbeitslose. 
Nur wer den Mut zu neuen Wegen hat, 
schafft neue Chancen für Arbeit. Die 
chronischen Bedenkenträger und 
^einsager geben den arbeitslosen 
Menschen Steine statt Brot. 
Fur die CDA steht fest: Der heute 
v°rgelegte Vorschlag zum Kombilohn 
'st attraktiv für Arbeitgeber und Ar- 
eitnehmer. Einfache Arbeiten, vor 
'Jem die im Dienstleistungsbereich, 

*°nnen mit Hilfe des Kombilohns aus 
er Schwarzarbeit herausgeholt wer- 
en. Der Kombi lohn macht einfache 
atigkeiten in Deutschland wieder 
arktfähig und vermeidet zugleich 

16 Gefahr von Hungerlöhnen für ar- 
tende Menschen. Langzeitarbeits- 

lose erhalten so eine echte Chance 
zur Wiedereingliederung auf dem er- 
sten Arbeitsmarkt. Auch der Steuer- 
zahler gehört zu den Gewinnern des 
heutigen Vorschlags, denn der Steuer- 
zuschuß zum Kombilohn ist in jedem 
Falle geringer als die volle Arbeitslo- 
senhilfe, die der Steuerzahler heute 
zu tragen hat. 
Die CDA fordert insbesondere die Ge- 
werkschaften zu einer vorurteilsfreien 
Prüfung des vorgelegten Kombi lohn- 
Vorschlags auf. Die CDA sieht in den 
Kombilöhnen eher eine Hilfe als eine 
Gefahr für die Tarifpolitik. Viele Tarif- 
gruppen im unteren Einkommensbe- 
reich, die bereits die Unterschriften 
auch der Gewerkschaften haben, wer- 
den dann von den Arbeitnehmern ak- 
zeptiert, wenn zu den niedrigen Löh- 
nen ein steuerlicher Zuschuß hinzu- 
kommt. Der Kombilohn verbindet 
marktgerechte Löhne für einfache Ar- 
beiten mit einem auskömmlichen Ein- 
kommen. Die Gewerkschaften sollten 
deshalb ihre Mitarbeit an diesem Kon- 
zept nicht verweigern. 

Uin   
na'ten dabei eine monatliche Vergü- 

ke de
V(? netto etwa 50° DM- Bildungswer- 

dereT • rtscnart' Gewerkschaften und an- 
ten au   ?er haben >" Windeseile Praktikan- 
geSam

qulriert> so daß bereits Mitte Juni die 
&ndrtn Mittel gebunden waren- 4-300 Ju" 
V tw   die bisher auf der Straße stan" 
sind d   leIten so e»ne neue Chance. Nun 
stäncj-     ür Berufsvorbereitung primär Zu- 
fÜr(lje

§^n gefordert, ihrer Verantwortung 
recht z    

nachteiligten Jugendlichen ge- 
*ur t^0 

werden. Die Arbeitsämter stehen 
^itsm0?61^011 bereit, und das Bundesar- 

»niste num stellt weitere 100 Mio. 

aus noch nicht gebundenen Mitteln des Eu- 
ropäischen Sozialfonds zur Kofinanzierung 
betriebspraktisch ausgerichteter Berufsvor- 
bereitung zur Verfügung. 
• Der Aufruf des Deutschen Bundesta- 
ges, der diesem Antrag zustimmte, ver- 
stärkt die Hilfe privater Dritter bei der 
Vermittlung von langzeitarbeitslosen Ar- 
beitslosenhilfebeziehern zu nutzen, hat be- 
reits ersten Erfolg gebracht. Bisher wur- 
den 24.000 Langzeitarbeitslose geeigneten 
Dritten, vor allem Bildungsträgern, Kom- 
munen, aber auch Privaten zur Intensiv- 
vermittlung überantwortet. Für diese be- 
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sonders schwer vermittelbaren Personen 
konnten bis Mitte Juni immerhin schon 
knapp l .500 zusätzliche, bisher bei den 
Arbeitsämtern nicht gemeldete Stellen, da- 
von 1.100 unbefristete, akquiriert werden. 
Ermutigend ist auch, daß von den bisher 
Vermittelten zwei Drittel auf einem Dau- 
erarbeitsplatz landeten und über 90% in 
eine Vollzeittätigkeit gingen. Das Experi- 
ment zeigt, daß es sich lohnt, gerade mit 
Blick auf die Problemgruppen unter den 
Arbeitslosen neue Wege zu beschreiten 
und um konventionelle Wege der Zusam- 
menarbeit zu suchen. 

• Zusammenarbeit von 
Arbeitsämtern und Sozial- 
ämtern weiter verbessern 

Sozialhilfeempfänger und Arbeitslosenhil- 
feempfänger sind besondere Problemgrup- 
pen des Arbeitsmarktes. Hier sind neue 
Wege der Zusammenarbeit gefragt. So- 
zialämter können und wollen keine Ersatz- 
arbeitsämter sein - wie umgekehrt Ar- 
beitsämter nicht der verlängerte Arm der 
Sozialämter sein können. Schon gar nicht 
soll den Kommunen das Problem der Ar- 
beitslosigkeit aufgehalst werden. Es darf 
aber kein bürokratisches Kompetenzgeran- 
gel auf dem Rücken der Arbeitslosen ge- 
ben. „Wer kann was am besten leisten - 
das muß die Frage sein", wie es DGB-Vor- 
sitzender Dieter Schulte Anfang des Jahres 
in Nürnberg zutreffend ausgedrückt hat. 
Auch hier hat der Antrag schon einiges auf 
den Weg gebracht: 
# Ein von Bund und kommunalen Spit- 
zenverbänden gemeinsam erarbeiteter 
Leitfaden setzt jetzt Orientierungspunkte 
für gemeinsame Ziele und gemeinsames 
Handeln. Die Bediensteten in Arbeits- und 
Sozialämtern erhalten praktisch handhab- 
bare Hinweise zur Verknüpfung ihrer un- 
terschiedlichen Hilfsinstrumente. Darüber 
hinaus bündelt und verbreitert eine neue 
Vereinbarung mit den kommunalen Spit- 

zenverbänden die gezielten Förderanstren- 
gungen des Langzeitarbeitslosenpro- 
gramms der Bundesregierung, das erst 
kürzlich bis zum Jahr 2001 verlängert 
worden ist. 
Bis zu 20% des Fördervolumens können 
für Nichtleistungsbezieher der Bundesan- 
stalt für Arbeit, zu denen Sozialhilfeemp" 
langer gehören, gewährt werden. Jetzt g*' 
rantiert das Arbeitsamt der Kommune die 
Förderung eines Sozialhilfeempfängers, 
wenn die Kommune nach analogen Krite- 
rien einen weiteren arbeitslosen Sozialn1 

feempfänger aus eigenen Mitteln fördert- 
Diese Art Förderpairing kann 1998 im °P' 
timalen Fall dazu führen, daß 1998 zu der 

1 Mrd. im Bundesprogramm weitere 20" 
Mio. an Lohnkostenzuschüssen für Lang' 
zeitarbeitslose hinzukommen. 

# Annäherung von Arbeitslosen* 
und Sozialhilfe 

Die Bundesrepublik Deutschland leistet 
sich heute zwei bedürftigkeitsabhängige 
soziale Sicherungssysteme für arbeitslos 
Mitbürger. Nach dem einen System be- 
messen sich in Abhängigkeit von der fc> 
dürftigkeit die Leistungen in ihrer Hone 
nach einem irgendwann früher erzielten 
Arbeitslohn, während sie sich in dem an- 
deren sozialen Sicherungssystem nach 
dem Existenzminimum richten. Derbu 
kratische Aufwand für die jeweilige ße- 
dürftigkeitsprüfung ist hoch und verdop 
pelt sich, wenn die Leistung des einen 
stems, die von der Höhe des vorhergeg 
genen Arbeitseinkommens abhängt, W 
ausreicht, um das Existenzminimum l 

decken, was heute in mehr als hunder 
send Fällen gegeben ist. 
Der Leitfaden für die Zusammenarbeit 
und das Förderpairing sind bereits eis 
Schritte zur Annäherung von Arbeits 
und Sozialhilfe. 
Die Fraktion von CDU/CSU hält es &£' 
über hinaus für wichtig, sehr sorgfan'^ 
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.    en, ob eine Zusammenführung von 
un\ei,Slosen~ und Sozialhilfe geboten ist 

m welcher Form sie erfolgen sollte. Dubei 
^elcl folgt. 

ist klar, daß der Aufgabe auch das 

mbilohn für Sozialhilfe- 
;  e"ipfänger 
'nclen 
sich i 
daß 

westlichen Industrieländern setzt 
»inier mehr die Erkenntnis durch. 

^.  leue Beschäftigungsmöglichkeiten im 
l^eclrigIohnbereich erschlossen werden 
ei 

ntlen' wenn neben den Lohn ergänzend 
fte

e *taatliche Transferleistung tritt. Viele 
1^ ^häftigungsmöglichkeiten besonders 
lieh lenst'e'stungbereich werden heute 
ihr J*enutzt 0(*er mcnt angeboten, weil 
Niy    0(Ju,aivität nur Löhne unter dem 
njnCaU (ier Leistungen der sozialen Siche- 
j§ zuläßt. Allein die Verpflichtung der 
-    ^Sshezieher - so notwendig sie ist 
^°lche Arbeitsmöglichkeiten im Rah- 
lieh       Zumutbaren anzunehmen, reicht 
de s UUS' ^'e'mehr muß sich der arbeiten- 
der ()2'a,leistungsempfänger deutlich bes- 
se g 

enen als der Arbeitslose, wenn er die- 
nern A    ^Sungsmögüchkeiten aus eige- 
^    antrieb suchen und ausfüllen soll. 

i^ Verständlich, daß der Bundesrat 
SchlaoUlicn den sehr moderaten Vor- 
rüno H       Bundesregierung zur Verbesse- 
re  er Preibeträge für arbeitende Sozial- 
em länger abgelehnt hat. Wir werden 
serte p euen Vorstoß in Richtung verbes- 
sern f

reibeträge für arbeitende Sozialhil- 
5e   

ptanger unternehmen. 
stim  0lrir)ilohn steht in voller Überein- 
rer^    n8 mit den Grundprinzipien unse- 
^   z'alen Marktwirtschaft: 

le i^ei 
ür Arbeit aufgrund zu hoher Löh- 

S(>nder
ne,Nacnfrage mehr besteht, insbe- 

r'n§e o       Tätigkeiten, die nur eine ge- 
lüch ^Ualifikation erfordern, so läßt sich 
&eren . °n«mischen Prinzipien mit gerin- 
^We«     wieder eine Nachfrage 

n- Wenn diese Löhne aus ökono- 

mischen Gründen niedriger sind als zur 
Deckung des Existenzminimums in unse- 
rer Gesellschaft notwendig, wird das zur 
Deckung des Existenzminimum Notwen- 
dige über Transferleistungen dem Lohn- 
empfänger, nicht seinem Betrieb, von Sei- 
ten der öffentlichen Hand in einer Höhe 
zur Verfügung gestellt, daß er sich besser 
steht als der nichtarbeitende Transfer- 
empfänger. 

Die Möglichkeiten der Kommunen, zu- 
sammen mit interessierten Arbeitgebern 
Kombilohnmodelle zu erproben, wurden 
zudem mit der Änderung des § 18 Abs. 5 
Bundessozialhilfegesetz weiter ausgebaut. 
In der Neufassung wird die Förderung von 
Hilfeempfängern zur Eingliederung in den 
allgemeinen Arbeitsmarkt zu einem vor- 
rangigen Ziel der Träger der Sozialhilfe 
erklärt. Die schon bestehenden Möglich- 
keiten der Förderung durch Gewährung 
von Zuschüssen an Hilfeempfänger wur- 
den hinsichtlich der Dauer und des Um- 
fanges erweitert. Eine bis 31. 12. 2002 be- 
fristete Experimentier- und Öffnungsklau- 
sel ermöglicht befristete Zuschüsse an Hil- 
feempfänger auch über die gesetzlichen 
Maßgaben hinaus. Dieses nochmals erwei- 
terte Instrumentarium zur Beschäftigungs- 
förderung sollte nunmehr von den Sozial- 
hilfeträgern verstärkt genutzt werden. 

• Kombilohn - Bündnis für 
langzeitarbeitslose Bezieher 
von Arbeitslosenhilfe 

Die derzeit rd. 1,35 Mio. Bezieher von Ar- 
beitslosenhilfe haben ihre Ansprüche auf 
Arbeitslosengeld bereits ausgeschöpft und 
sind in der Regel länger als ein Jahr ar- 
beitslos. Soweit sie nicht im Übergang in 
die Rente sind, bedürfen sie besonderer 
Hilfe, um zurück zu Lebensinhalt und Er- 
werbsarbeit ohne staatliche Unterstützung 
zu finden. Wegen ihrer meist geringen 
Qualifikation müssen Einfacharbeitsplätze 
im Niedriglohnsektor erschlossen werden. 
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Kommentare 

Den Versuch wert 
Ein „Patentrezept" ist der von der 
Union vorgeschlagene Kombilohn im 
Kampf gegen die Seuche Arbeitslosig- 
keit sicherlich nicht. Da hat Arbeitsmi- 
nister Blüm recht. Aber wer verfügt 
schon über ein solches? Keiner. Des- 
wegen sollte der Kombilohn schon ei- 
nen Versuch wert sein. Er berechtigt 
immerhin zu der Hoffnung, Langzeit- 
arbeitslose aus ihrer oft aussichtslosen 
Lage herauszuholen. 
Der Kombilohn aus Tarifgehalt und 
staatlichem Zuschuß kann für Arbeits- 
lose durchaus Anreiz sein, einen Ar- 
beitsplatz anzunehmen, der zwar mise- 
rabel bezahlt wird, der durch einen 
staatlichen Zuschuß aber attraktiv 
wird. Auch der Vorteil für kleine Be- 
triebe — etwa Gastwirtschaften — liegt 
auf der Hand. Sie können einfache Ar- 
beitsplätze besetzen, die aus eigener 
Kraft finanziell nicht besser ausgestat- 
tet werden können. 

Stuttgarter Nachrichten 

Zumindest eine Perspektive 
Die Idee des Kombilohns zur Erschlie- 
ßung von zusätzlichen Arbeitsplätzen 

im Niedriglohnsektor für Langzeitar- 
beitslose hat eine Debatte entfacht, als 
ob damit der ökonomische Niedergang 
und die politische Destabilisierung 
der Bundesrepublik Deutschland vor- 
programmiert sei. Selbst wenn daraus 
- wie Kritiker befürchten - entgegen 
der vorgesehenen zeitlichen Begren- 
zung eine Dauersubvention werden 
sollte: ist die Arbeitslosenhilfe nicht 
letztlich auch eine solche? 
Da ist es doch wohl besser, den Men- 
schen mit staatlicher Hilfe zumindest 
eine Perspektive zu eröffnen, auch 
wenn nur 100.000 der 1,35 Millionen 
Langzeitarbeitslosen die Chance nut- 
zen sollten - in der Hoffnung, daß 
diese in einen regulären Arbeitsplatz 
mündet. Es mag ja sein, daß die Uni- 
on mit ihrem schon jetzt vorgelegten 
Konzept, das im Wahlprogramm als 
Vorhaben angekündigt wird, Wahl- 
kampfmachen will. Aber was ist 
daran verwerflich? 
Als verwunderlich erscheint eher, dajj 
der Koalitionspartner FDP und die 
Oppositionspartei SPD vergessen zu 
haben scheinen, daß der Kombilohn 
auch in ihren Wahlprogrammen als ei- 
ne Möglichkeit unter vielen zur 
Bekämpfung der Arbeitslosigkeit auf- 
geführt wird. 

Deutschland^14 

Die Besetzung von Niedriglohntarif-Stel- 
len mit Arbeitslosenhilfebeziehern kann 
gelingen, wenn der Tariflohn aus Mitteln 
der Arbeitslosenhilfe so aufgestockt wird, 
daß der Geförderte 20 Prozentpunkte mehr 
erhält als ohne die Erwerbstätigkeit. Auf 
diese Weise erhält der Langzeitarbeitslose 
ein Nettoeinkommen von 73% bzw. 77% 
des Nettoeinkommens der früheren Be- 
schäftigung. 

Besonders wichtig ist ein solches M° 
für die Zukunftsperspektive der rd. 
200.000 jungen Menschen unter 30 Ja"' 
ren, die trotz ihres jugendlichen Alters 
schon langzeitarbeitslos sind. 

Dem 14. Bundestag „ 
f orlege 

werden wir einen Gesetzentwurf vo    » 
der einen entsprechenden Kombilohn    ^ 
Mitteln der Arbeitslosenhilfe schafft. 
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Neue Zahlen 
sprechen Bände 
^hlen lügen nicht. Hier der aktuelle Vergleich 
^Wischen den SPD-geführten Ländern Niedersachsen 
Schröder),Saarland (Lafontaine) und Nordrhein- 
Westfalen, sowie den unionsregierten Ländern Bayern 
Stoiber) und Baden-Württemberg (Teufel). 

!^!^eitsTösenqiiötejLTr'98; 
Njedersachsen10,8% 
^ordrhein-Westfalen 10,5 %    •    Saarland 11,3 % 

N'edersachsen 13,9% 
N°rdrhein-Westfalen 12,8 %    •    Saarland 13,4 % 

^Baden-Württemberg 7,0 %    •    Bayern 6,0 % 

Noch Fragen? 

CDU 
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Erfolgreiche Haushalts- 
und Finanzpolitik im 

Wiedervereinigungsjahrzehnt 
Im Rückblick auf das Jahrzehnt zwischen 
der deutschen und der europäischen 
Währungsunion war die deutsche Finanz- 
politik bemerkenswert erfolgreich. Ohne 
gravierende volkswirtschaftliche Verwer- 
fungen, bei stabilsten Preisen, historisch 
niedrigen Zinsen und durch Reform- und 
Restrukturierungsmaßnahmen verbes- 
serte Funktionsfähigkeit der sozialen Si- 
cherungssysteme wurde der deutsche Ei- 
nigungsprozeß gestaltet und die europäi- 
sche Währungsunion erfolgreich auf den 
Weg gebracht. Noch niemals in der Ge- 
schichte der Bundesrepublik Deutschland 
mußte die Haushaltspolitik eine so gewal- 
tige Veränderungslast tragen wie seit der 
Wiedervereinigung 1990: 
Von 1991 bis 1998 kamen wachsende Lei- 
stungen des Bundes zum Wiederaufbau in 
den neuen Ländern auf knapp 6(X) Mrd. 
DM Nettotransfers aus dem Bundeshaushalt; 
1999 werden weitere gut 90 Mrd. DM hin- 
zukommen. Der dramatische Anstieg der 
Sozialausgaben des Bundes - die Rentenzu- 
schüsse aus dem Bundeshaushalt haben sich 
von 1991 bis 1999 von gut 52 auf fast 110 
Mrd. DM verdoppelt, die Arbeitsmarktaus- 
gaben haben sich seit 1991 verfünffacht - 
widerlegt die Lüge von der „sozialen De- 
montage". Durch die Übernahme kommuni- 
stischer Erblasten sind die Zinslasten des 
Bundes nach oben geschnellt - zwei Drittel 
des Anstiegs der Zinslasten seit 1993 sind 
vereinigungsbedingt. 

Trotz dieser gewaltigen Belastungen sind 
die finanzwirtschaftlichen Eckdaten heute 
deutlich besser als früher; die Reformpoli- 
tik zeigt Wirkung und Früchte: 

• Die Staatsquote konnte von fast 51      . 
v. H. kurz nach der Wiedervereinigung an 
derzeit 48 v. H. zurückgeführt werden. 
Damit ist die Koalition ihrem Ziel - Ruc 

führung auf 46 v. H. im Jahr 2000 - ein 
gutes Stück näher gekommen. 
• Der Anteil der Bundesausgaben am 
Bruttoinlandsprodukt sinkt 1999 auf H-8 

v. H., den niedrigsten Wert seit den 50er 
Jahren. Die Gesamtausgaben des Bund 
liegen 1999 mit 465 Mrd DM auf dem 
Niveau von 1993, ein klarer Beweis für 
den Kurs strikter Ausgabendisziplin- 

Von Adolf Roth, Vorsitzender 
der Arbeitsgruppe Haushalt der 

CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

• Die Defizitquote im Bundeshaushalt - 
Anteil der Nettokreditaufnahme am BflJ 
toinlandsprodukt - wird 1999 weiter an 
1,4 v. H. sinken. Zu SPD-Regierurtgsze ' 
ten lag sie - ohne deutsche Einheit und 
Globalisierung - weit darüber, z. B.      - e 
bei 2,9 v. H.. Hätten wir heute eine so» 
Quote wie Helmut Schmidt als Kanzler 
dann wäre die Nettokreditaufnahme de" 
Bundes mit 115 Mrd. DM doppelt so 
hoch wie tatsächlich von der Koalition 
1999 vorgesehen (56 Mrd. DM). 
Diese Verbesserungen wichtiger f'na" 
wirtschaftlicher Eckdaten gewinnen 
so mehr an Bedeutung, wenn man sic

[ilir 

vergegenwärtigt, daß der Bund neUtlL, 
noch einen 41-v.H.-Anteil am Gesan 
Steueraufkommen hat (1990 waren es 
48 v.H.). 
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Umfrage bestätigt Kurs der Union bei 
der inneren Sicherheit 

"aß Rot-Grün keine wirksamen 
Konzepte zur Bekämpfung der Kri- 
minalität hat, wird jetzt auch von 
nen Meinungsforschern des Bielefel- 
der Emnid-Instituts belegt. Ihre 
Umfrage zum Thema „Innere Si- 
cherheit" stellt ein einziges Armuts- 
^ugnis für Rot-Grün aus und ist 
gleichzeitig eine eindrucksvolle 
Bestätigung für den Kurs von 
CDU/CSU. 
^° nennen 42 Prozent der Interviewten 
auf die Frage, welcher Partei sie eher 
e|ne Politik zutrauen, die zu mehr Si- 
cherheit im direkten Lebensumfeld 
Tuhrt, die Union. Nur 35 Prozent der 

etragten setzen dagegen auf eine 
^PD-geführte Regierung. 

Sonders die irrwitzige Forderung 
er Grünen, die lebenslange Freiheits- 

strafe abzuschaffen, stößt auf breite 
Pb|ehnung. Laut Umfrage sind nur 17 

r°zent gleicher Meinung wie die 
ruPpe um Fischer und Trittin. Damit 

ist für die Mehrheit wohl völlig klar: 
das Grundrecht eines jeden friedferti- 
gen Bürgers auf Sicherheit scheint in 
der „Grünen-Gedankenwelt" von 
Resozialisierung und Schuld der 
Gesellschaft an Verbrechen nicht zu 
existieren. 
Die Umfrage zeigt auch: der Wähler 
hat die in letzter Zeit bei der SPD ein- 
geschlagene härtere Gangart bei der 
„Inneren Sicherheit" als groß angeleg- 
tes Betrugsmanöver erkannt. So ver- 
muten 42 Prozent der Deutschen, daß 
dieser Kurs nur Wahlkampftaktik ist 
und die SPD diese unionsnahe Linie 
nach der Wahl nicht mehr durchziehen 
wird. 
Joachim Hörster, Erster Parlamentär- 
sicher Geschäftsführer der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion: Gerhard Schröder 
sollte sich deshalb merken: die Men- 
schen lassen sich nicht für dumm ver- 
kaufen und wählen, wenn es drauf an- 
kommt, das Original statt der Kopie. 

^i(le        lge nat die Koalition gegen den 
u1(l d

rStan(J der Opposition im Bundestag 
deSr. 'e Verweigerungshaltung der Bun- 
siti0

a ?menrheit durchgesetzt. Die Oppo- 
gegpL      n'e konzeptionelle Antworten 
rti^j., ^n» sie hat keine politischen Weg- 
'che ft       er'assen' sondern nur weiner- 
,af0   

etr°ffenheit zelebriert. Wer wie 
^derT   6 e'n Ende der Bes<-"heidenheit 
^eldn i°hnpülitik tordert' einer -laxen" 
l;iiicls p 

Ulk das Wort redet und Deutsch- 
weilvv 

robleme mit europäisierten bzw. 
SeU de   

en Vereinbarungen lösen will, hat 
£in So,n ^°er Jahren nichts dazugelernt. 

'^hrrien0      Kurs würde die Wirtschaft 
' die Probleme der Globalisierung 

nicht lösen und die Arbeitslosigkeit er- 
höhen. 
Auch die oberflächliche Kritik der SPD an 
den Waigelschen Vorschlägen zur grundle- 
genden Reform der deutschen Finanzver- 
fassung dokumentiert die Unfähigkeit zur 
Wahrnehmung bundespolitischer Finanz- 
verantwortung. Eine solche Reform mit 
einer Stärkung der Eigenverantwortung 
von Bund und Ländern, klarer Trennung 
der Aufgaben, Ausgaben und Einnahmen, 
mit mehr Wettbewerb in der politischen 
Umsetzung von Konzepten, die auch 
nachdrücklich vom Sachverständigenrat 
gefordert wird, ist für die nächste Legisla- 
turperiode unausweichlich. ■ 
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Die europapolitische Bedeutung 
der Bundestagswahl 

Der Vorsitzende des Bundesfachaus- 
schusses Europapolitik der CDU und 
Vorsitzende der CDU/CSU-Gruppe der 
EVP-Fraktion im Europäischen Parla- 
ment, Günter Rinsche, auf einer Presse- 
konferenz am 13. August im Konrad- 
Adenauer-Haus: 
Die Deutschen wählen am 27. September 
nicht nur den Bundestag und damit ihren 
Bundeskanzler, sondern auch den Präsi- 
denten des Europäischen Rates, der im er- 
sten Halbjahr 1999 einen entscheidenden 
Abschnitt der deutschen und der europäi- 
schen Politik zu gestalten haben wird. 
Eine der wichtigen Fragen der kommen- 
den Wochen wird deshalb lauten: Wer 
kann deutsche Interessen in Europa best- 
möglich vertreten und gleichzeitig die eu- 
ropäische Integration so voranbringen, daß 
Europa im Zeitalter der Globalisierung gut 
bestehen kann und die Weichen für das 21. 
Jahrhundert richtig und rechtzeitig gestellt 
werden? 
Dies gilt insbesondere für die Beratung 
und Beschlußfassung der „Agenda 2000", 
durch die die Zukunft Europas und 
Deutschlands entscheidend beeinflußt 
wird. 
Es darf auch nicht übersehen werden, daß 
eine ideologisch geprägte rot-grüne deut- 
sche Europapolitik den vitalen deutschen 
Interessen schaden würde. Die vermumm- 
ten Ideologien der Grünen und die - durch 
die Annäherung großer Teile der SPD an 
die PDS geförderten - wirtschaftsfeindli- 
chen Tendenzen im linken Lager würden 
in Verbindung mit den dirigistischen Kräf- 
ten im Europäischen Parlament und in der 
Kommission zu einer zukunftsgefährden- 
den Beeinträchtigung der deutschen und 
europäischen Wettbewerbsfähigkeit auf 

aber 

den Weltmärkten führen und mittelfristig 
zahlreiche Arbeitsplätze vernichten. 
Ein typisches Beispiel für die vermumm' 
ten Ideologien in Europa ist das Tabak- 
werbeverbot der Europäischen Union. 
Die Befürworter verweisen auf das Geb° 
des Gesundheitsschutzes, die Gegner ha- 
ben ihre entsprechenden Gegenargurnen 
Sie halten es zudem für absurd und wip 
sinnig, wenn die Europäische Union di<^ 
Tabakwerbung verbietet, gleichzeitig < 
den Tabakanbau mit jährlich 1,9 Milliar' 
den DM subventioniert. Vor allem aber 
bezweifeln sie die Rechtsgrundlagen mr 

ein europäisches Tabakwerbeverbot un 
betrachten es darüber hinaus als eklata 
Verstoß gegen das Prinzip der Subsi- 
diarität. 
Dem Problem kommt deshalb über dje..^ 
konkrete Sachfrage hinaus eine grunds' 
liehe Bedeutung zu, weil viele gut§ernnU- 
te politische Entscheidungen unter die 
brik fallen: Gutgemeint ist das Gegem 
von gut. 
Ihm kommt aber auch deshalb eine 
grundsätzliche Bedeutung zu, weil uns 
Aufmerksamkeit dann verlangt ist. ^ 
positiv besetzte Begriffe wie Gesundn 
schütz, Verbraucherschutz und Umwe 

schütz dazu mißbraucht werden, urn u" 
re Wirtschafts- und Sozialordnung dur 
übertriebenen Dirigismus, durch Re& 
rungssucht und unnötige Zentralisier j 
von innen heraus zu unterminieren, n- 
Seiten der Altsozialisten und Neo-Ide 
gen im Europäischen Parlament gibt 
Strategen, die positive Begriffe als T* J^ 
nische Pferde einsetzen, um ihre Vor 
lungen vom zentralisierten Europa J  ^n, 
für Schritt zu verwirklichen. Mit dem ^ 
weis auf Gesundheitsgefährdung kan 
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Wegweiser in eine starke wirtschaftliche Zukunft 
2um wirtschaftspolitischen Teil der 
cDU/CSU-Wahlplattform erklärte 
der mittelstandspolitische Sprecher 
der CDU/CSU-Bundestagfraktion, 
Hansjiirgen Doss: 

Aus der Sicht des Mittelstandes in 
Deutschland gibt es keine Alternative 
zu einer Wirtschafts- und Finanzpoli- 
tik, wie sie die Wahlplattform der Uni- 
°n vorstellt. 

P»e Politik von CDU und CSU zeigt 
klares Profil. Die Kernbotschaft lautet: 

Größere wirtschaftliche Spielräume 
Urch Entlastungen für Bürger und 

Betriebe: 

J 30 Milliarden-Nettoentlastung 
dürch große Steuerreform, 

• Senkung der Beitragssätze in der 
Sozialversicherung unter 40 Prozent 
bis 2002, 

• Senkung der Staatsquote auf 46 
Prozent bis 2000. 
Mit dieser klaren Politik der Kosten- 
entlastung verfolgt die Union das zen- 
trale Anliegen der mittelständischen 
Betriebe schlechthin. 

Mehr Arbeitsplätze 
Ergänzt um weitere Maßnahmen zur 
Optimierung der Standortbedingun- 
gen in Deutschland, wie konsequente 
Fortsetzung des Privatisierungs- 
kurses, schaffen wir mehr 
wirtschaftlichen Freiraum für die 
Betriebe und damit Arbeitsplätze für 
die Bürger. 

e|w ^ fÜr zanlreicne andere Produkte 
kraij ° verboten werden. Zentrale Büro- 
beVn

e Würde dann die Bürger gängeln und 
bare 

F pUnden. Die sachlich nicht begründ- 
schaf.  '"griffe in die Freiheit des wirt- 
$ch| .^en Menschen führen zu einer 
$chaf!     nden Auszehrung unserer Wirt- 
B(ir !Sordnung, zu Zentralisierung und 

4mpat,sierung. 
*usam de des 20- Jahrhunderts> das den 
hat, e 

menrjruch totalitärer Systeme erlebt 
Sjg ntstehen neue und subtile Gefähr- 
Wirujn durch vermummte Ideologien. Die 
§en(ie

n^slcette ihrer Aktivitäten ist mit fol- 
%        Gegriffen zusammenzufassen: 

% Vieren, 
lasieren, 

enS§ulieren und (über die dadurch 
%     behende Arbeitslosigkeit) 

Beeren. 
chen-fpdttenkanzler der SPD würde Sol- 

venzen in Europa weder Wider- 

stand leisten wollen noch können. Wenn 
deutsche und europäische Kommentato- 
ren den SPD-Kanzlerkandidaten als „Eu- 
ro-Zauderer" und als europäischen Op- 
portunisten bezeichnen, so zeigt dies die 
dazugehörende Seite der Realität. Wil- 
helm Busch hat die Opportunisten einmal 
als die „Jenachdemer" bezeichnet. Mit 
solchen je nach populistischer Stim- 
mungslage handelnden „Jenachdemern" 
kann man keinen Staat machen und schon 
gar nicht die Zukunft der Europäer si- 
chern. 
Wenn wir jetzt die Grundlagen für ein 
menschenwürdiges Leben der Europäer 
im 21. Jahrhundert schaffen wollen, dann 
brauchen wir keine „Euro-Zauderer" und 
keine „Jenachdemer", dann brauchen wir 
europäische Staatsmänner. 
Es ist unbestritten, daß Bundeskanzler 
Helmut Kohl ein europäischer Staatsmann 
ist, der weltweit als „europapolitisch un- 
verzichtbar" gilt. ■ 
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Es darf nicht zu einer Bedrohung unserer 
Sicherheit kommen 

Der Vorsitzende des Bundesfachaus- 
schusses Außen- und Sicherheitspo- 
litik, Elmar Brok MdEP, erklärte an- 
läßlich der Vorstellung des Beschlus- 
ses „Die Trennung überwinden - 
Leitlinien einer Mittelmeerpolitik": 
Die Entwicklung der Waffentechnolo- 
gie, insbesondere von Trägerwaffen im 
Mittelmeerraum könnte in den nächsten 
Jahren zu einer großen Sicherheitsbe- 
drohung Deutschlands und Europas 
werden. Bei einem Ausbleiben politi- 
scher, wirtschaftlicher und sozialer Re- 
formen in jenen Ländern könnte 
Deutschland und Europa ein attraktiver 
Fluchtort von großen Wanderungsbe- 
wegungen werden. Daher ist es im 
deutschen und europäischen Interesse, 
neben internationalen Terrorgruppen 
auch deren Ursachen zu bekämpfen. Es 
ist der Ansatz der Mittelmeerpolitik der 
CDU und der Europäischen Volkspartei 
(EVP) im Europäischen Parlament, mit 

Aktionen wie dem MEDA-Programm 
der EU die politische, wirtschaftliche 
und soziale Entwicklung im Mittel- 
meerraum zu fördern. 
Darüber hinaus müssen auch außenpo- 
litische Konflikte abgebaut werden, 
damit sie nicht länger von extremisti- 
schen Terrorgruppen als Vorwand für 
ihre Aktivitäten dienen können. Der 
Bundesfachausschuß Außen- und Si- 
cherheitspolitik der CDU fordert eine 
umfassende Lösung des Nahostkon- 
flikts mit sicheren Grenzen für Israel 
und einer Perspektive für einen palä- 
stinensischen Staat. 
Im Hinblick auf Zypern und die 
Türkei rufe ich Griechenland und die 
sozialistische Fraktion im Europäi- 
schen Parlament dazu auf, ihre 
Blockade gegen die Freigabe der die 
im Zollunionsabkommen der EU mit 
der Türkei vertraglich zugesicherten 
Finanzhilfen aufzugeben. 

Ablauf der Antragsfrist für wahlberechtigte 
Auslandsdeutsche zur Bundestagswahl 1998 

Der Bundeswahlleiter weist darauf 
hin, daß wegen der längeren 

Postlaufzeiten im internationalen 
Postverkehr Anträge auf Eintragung 
in das Wählerverzeichnis von deut- 
schen Staatsangehörigen im Ausland, 
die bei der Bundestagswahl am 27. 
September 1998 wählen wollen, bald- 
möglichst angefordert werden müs- 
sen. Dabei ist zu beachten, daß auch 
für diejenigen Deutschen im Ausland, 
die bereits bei einer vorhergehenden 
Bundestagswahl einen Antrag auf 
Eintragung ins Wählerverzeichnis ge- 

stellt haben, für die Bundestagswahl 
1998 erneut ein entsprechender An- 
trag erforderlich ist. Die ausgefüll" 
ten Anträge müssen spätestens 

Termin: 6. September 1998 

bis zum 6. September 1998 bei der 
Gemeinde, in der der Betroffene 
vor seinem Fortzug aus der Bun- 
desrepublik Deutschland zuletzt 
gemeldet war, eingegangen sein, 
damit seine Eintragung in das 
Wählerverzeichnis erfolgen kann. 



Warum Deutschland die 
Union braucht: 10 Gründe 
Das CDU-Programm hat einen hohen 

Anspruch. Weltklasse für Deutschland 
^Aufschwung und Arbeit 

eutschlands Wirtschaft läuftauf vollen Touren. Die 
rrnen stellen wieder ein. Das beweist: Die CDU ist mit 
rer Reformpolitik auf dem richtigen Weg. Er muß fort- 

setzt werden. 

2- Runter mit den Steuern 
lr haben die Steuern für alle gesenkt - 29 Milliarden 

Das war der Einstieg. Jetzt muß die Große Steuer- 
rr,i kommen: einfacher, niedriger, gerechter. Rot- 

Un käme uns teuer zu stehen. 

3- Null Toleranz für Verbrecher 
CDU 2ejgt Entschlossenheit im Kampf gegen das 
fechen. Unsere Maßnahmen wirken: Immer mehr 
taten werden aufqeklärt. Rot-Grün ist lasch qeqen- 

Uber Straftätern. 

^•Vorrang für Aufbau Ost 
enschen im Osten haben Gewaltiges geleistet, 
andsleute im Westen haben sie solidarisch unter- 

2t- D|e CDU ist die Partei der Einheit. Rot-Grün hat 
mer nur Neid geschürt. 

•Zuwanderung begrenzen 
lä      Cn|and ist ein ausländerfreundliches Land. Aus- 

r.      '
die rechtmäßig hier leben, wollen wir integrie- 

■   er weitere Zuzug muß begrenzt bleiben. Rot- 
n Wl11 viel mehr Zuwanderung. 

6. Bildung und Forschung 
Wir wollen die besten Schulen und Hochschulen und 
die beste Berufsausbildung. Deutschland ist Spitze in 
Forschung und Technologie. Rot-grüne Technikfeind- 
lichkeit würde uns zurückwerfen. 

7. Familie stärken 
Die Familie ist das Fundament unserer Gesellschaft. Sie 
zu stärken und zu fördern bleibt eines unserer wichtig- 
sten politischen Ziele. Rot-Grün will den besonderen 
Schutz der Familie abschaffen. 

8. Sozialstaat sichern 
Der Altersaufbau verändert sich, die-Anforderungen an 
den Sozialstaat steigen. Mit unseren Reformen stärken 
wir den Sozialstaat dauerhaft. Rot-Grün will das Erreich- 
te rückgängig machen. 

9. Mehr Freiheit, weniger Staat 
Das ist unsere Politik: Der Staat mischt sich weniger ein 
als früher. Wir wollen mehr Freiheit und Verantwortung 
für den Einzelnen. Rot-Grün setzt auf mehr statt weni- 
ger Staat. 

10. Stabiler Euro 
Helmut Kohls Wort gilt in Europa. Seine Politik stellt die 
Weichen - für einen stabilen Euro, für ein wettbe- 
werbsfähiges Deutschland, für Frieden. Bei ihm sind die 
deutschen Interessen in guten Händen. 

er> vollen Wortlaut der Wahlplattform von CDU und CSU erhalten Sie von der CDU-Bundesgeschäftsstelle, 

—~-^__ Friedrich-Ebert-Allee 73-75,53113 Bonn, oder im Internet unter www.cdu.de. 

CDU 
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Die Steuerlügen der SPD 
Lug und Trug ziehen inzwischen in der 

SPD-Steuerpolitik ein. Wider besseren 
Wissens werden unseriöse und falsche Be- 
hauptungen in die Welt gesetzt. 

Die SPD behauptet, es gebe 
durch die große Steuerreform der 
CDU keine Nettoentlastung von 
30 Milliarden DM. 

Wenn die SPD dies behauptet, belegt sie 
erneut, daß sie nicht rechnen kann. Die 
Reform der Einkommen- und Körper- 
schaftsteuer im Rahmen der großen Steu- 
erreform bringt den Steuerzahlern eine 
Bruttoentlastung durch die Senkung der 
Steuersätze für alle Steuerzahler von rund 
79 Milliarden DM. Die Finanzierung ist 
solide und gerecht: 
Wir bauen steuerliche Vergünstigungen und 
Ausnahmen im Umfang von rund 49 Milli- 
arden DM ab. Wird der neue niedrigere Ta- 
rif zur Berechnung des Finanzierungsvolu- 
mens zugrunde gelegt, bedeutet dies einen 
Finanzierungsbetrag von etwa 37 Milliar- 
den DM. Davon kommt nur rund ein Drit- 
tel aus dem Arbeitnehmerbereich. Ein Teil 
der Finanzierung in Höhe von rund 12 
Milliarden DM wollen wir durch die wei- 
tere wachstumsfreundliche Ausgestaltung 
der Steuerstruktur erhalten, indem den indi- 
rekten Steuern ein stärkeres Gewicht beige- 
messen wird. Dies ist ein sinnvoller Weg, 
weil Leistungsanreize sowie Spar- und In- 
vestitionstätigkeit gestärkt werden. Hier- 
nach verbleibt eine deutliche und spürbare 
Nettoentlastung der Steuerzahler um rund 
30 Milliarden DM jährlich. 

Die SPD behauptet, eine Anhe- 
bung der Mehrwertsteuer sei sozial 
ungerecht und ginge zu Lasten der 
sozial Schwächeren. 

Diese Behauptung ist nachweisbar falsch- 
Denn die Anhebung des normalen Mehr- 
wertsteuersatzes von 15 Prozent auf 16 
Prozent zum 1. April 1998 wurde nicht an 
die Konsumenten weitergegeben. Dies D 
legt gerade die Entwicklung der Lebens- 
haltungskosten. Ihr Anstieg hat sich näm- 
lich nicht beschleunigt, sondern weiter 
verlangsamt. Im Monat Juli betrug sie nu 
noch 0,9 Prozent. Dies bedeutet praktiscn 
Preisstabilität. Jeder Prozentpunkt Inflati- 
on weniger bringt den Bürgern ein Kau 
kraftplus in Höhe von rund 18 Milliarde1 

DM bzw. 200 DM je Bundesbürger. 
Eine weitere Anhebung der Mehrwertste11 

er würde damit niemanden überfordern- 
Die Entlastung bei den direkten Steuern 
und stärkeres Gewicht der indirekten S 
ern würde zu einer Wachstums- und be- 
schäftigungsfreundlichen Ausgestaltung 
der Steuerstruktur beitragen. Während 
direkten Steuern Leistungs- und fovesj? 
onsbereitschaft unmittelbar beeinträcn >'. 
gen, ist die stärkere Gewichtung der in 
rekten Steuern ein sinnvoller Weg, L#" 
stungsanreize sowie Spar- und Investi 
onstätigkeiten zu stärken. 
Die Behauptung, eine Anhebung der 
Mehrwertsteuer sei sozial ungerecht, is 
auch steuertheoretisch nicht überzeug   ^ 
Denn die Mehrwertsteuer ist proß^L 
den Steuersätzen. So besteht neben de 
normalen Steuersatz bei der Mehrwert- 
steuer ein ermäßigter Steuersatz. Er o 
trägt in Deutschland 7 Prozent und sta 
und steht nicht zur Diskussion. Dieser 

W Satz gilt für Nahrungsmittel, Bücher, 
tungen und den Personennahverkehr 
verändert seit dem 1. Juli 1983. Nicn. tün- 
troffen wären daher zum Beispiel Le* 
gen von Ärzten, Heilberufen, Kranke 
häusern, Altenheimen, Museen sowie 
Mieten. Sie sind steuerbefreit. Sozia 
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d
chwächere, Rentner und Familien wür- 
en damit nicht oder nur gering belastet. 
le soziale Gerechtigkeit bliebe entgegen 
en unseriösen Behauptungen gewahrt. 

Die SPD behauptet, der stufenweise 
Abbau der Steuerfreiheit für Zuschläge 
für Sonntags-, Feiertags- und Nachtar- 
beit, die Umwandlung der Kilometer- 
Pauschale in eine Entfernungspauscha- 
le, die geplante Neuregelung der Be- 
steuerung von Lebensversicherungen 
sowie bei Renten würde zu einer Mehr- 
belastung der Steuerzahler führen. 

Uncff Pauscnale Behauptung ist unseriös 
Ve   

alscn- Der Abbau von steuerlichen 
Se- SUnstigungen und Ausnahmen einer- 
e^ts und die deutliche Senkung der Steu- 
^ tze andererseits sind nicht voneinan- 
a ,Zu kennen. Denn das eine ist ohne das 

ldere nicht zu haben. 

bier ^cn'cntarDe'ter werden entlastet. 
abe 

Inanziellen Auswirkungen hängen 
Ia 

r davon ab, in welchem Umfang bis- 
pür

§ steuerfreie Zuschläge angefallen sind. 
ge ^gestellte und Arbeiter, die nur gele- 
gen   h nachts oder an Sonn" und Feierta- 
mjt 

arrjeiten, ergeben sich in Verbindung 
ünt  

en deutlich niedrigen Steuersätzen 
Wärt'        Strich Entlastungen. Die gegen- 
bena'§h

e Regelung ist sozial ungerecht. Sie 
Lo^ C te'ligt diejenigen, die mit ihrem 
Vers- y   1 einkommensteuer- und sozial- 
er jfv^ungspflichtig sind. So kommen 
erbgf      lnehrner in den Genuß der Steu" 
erba]f

reiUng' die entsprechende Zuschläge 
Nacnt

en" ^er für Sonntags-, Feiertags- und 
gen 0f?     !l hingegen nur pauschale Zula- 
ist VQ 

er einen höheren Arbeitslohn erhält, 
sen 7       Steuerbefreiung ausgeschlos- 
hantjj 

Udern besteht auch eine Ungleichbe- 
andere

n|im Verr,ältnis zu den Beziehern 
^ngest ^nkünfte. Eine im Krankenhaus 
*Ur fsj    'te Hebamme erhält ihre Zuschläge 
•ich tat     rbeit steuerfrei' eine freibeurf- 

'§e Hebamme nicht. Auch Notdien- 

ste bei selbständigen Ärzten und Apothe- 
kern oder Kioskbesitzer und Tankstellen- 
pächter müssen jede Mark voll versteuern. 
Sie können keine steuerfreien Zuschläge in 
Anspruch nehmen. Die SPD verhält sich 
hier doppelzüngig. Wer Lohnnebenkosten 
senken will, wer das Sozialversicherungs- 
system leistungs- und sozialgerecht finan- 
zieren will, muß auch konsequent handeln. 
Denn die Steuerfreiheit der Zuschläge ist 
nur scheinbar von Vorteil. Geht ein betrof- 
fener Arbeitnehmer in Rente oder wird er 
arbeitslos, so erhält er aufgrund geringerer 
Beiträge auch nur geringere Leistungen. 
Dies kann nicht im Interesse der betroffe- 
nen Arbeitnehmer liegen. 

[^2ääE3 Eine alleinstehende Kranken- 
schwester, die einen Bruttojahreslohn von 
51.353 DM und Zuschläge in Höhe von 
2.338 DM erhält, wird im Jahr 2000 um 
1.432 DM entlastet. Ein verheirateter 
Chemiearbeiter (15 Kilometer Entfernung 
zur Arbeitsstelle) mit einem Jahresbrutto- 
lohn von 51.136 DM, unregelmäßigen Zu- 
schlägen in Höhe von 3.598 DM steuerfrei 
und 351 DM steuerpflichtig, seine Ehe- 
frau mit einem Jahresbruttoeinkommen 
von 40.000 DM, wird um 2.365 DM ent- 
lastet. Ein alleinstehender Industriemeister 
mit einem Jahresbruttolohn von 77.260 
DM und gelegentlicher Sonntags-, Feier- 
tags- und Nachtarbeit, für die er steuer- 
freie Zuschläge in Höhe von 2.641 DM 
und 142 DM an steuerpflichtigen Zuschlä- 
gen erhält, wird um 2.441 DM entlastet. 
Auch Pendler werden künftig entlastet. 
Zur Förderung der Mobilität als auch aus 
Verantwortung für den ländlichen Raum 
wollen wir die bestehende Kilometerpau- 
schale in eine Entfernungspauschale um- 
wandeln. Schon heute ist der Abzug von 
Aufwendungen für Fahrten zwischen 
Wohnung und Arbeitsstätte begrenzt. Viele 
Steuerzahler sind irrigerweise der Auffas- 
sung, daß ihnen die Kilometerpauschale 
eine beachtliche Entlastung bringe. Wenig 
bekannt ist aber: Wer heute weniger als 14 
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Kilometer von seinem Arbeitsplatz ent- 
fernt wohnt und sonst keine Werbungsko- 
sten vorweisen kann, erfährt bereits heute 
keine zusätzliche Entlastung durch die Ki- 
lometerpauschale. Der Arbeitnehmerfrei- 
betrag bringt bis zu dieser Entfernung im- 
mer die steuerlich größere Entlastung. 
Auch darf nicht vergessen werden, und 
dies verschweigt die SPD gern, daß auch 
der Steuertarif deutlich gesenkt wird. 
hflEflHBff/•-'/// verheirateter Feinmechani- 
ker mit einem Bruttojafireslohn von 63.(XX) 
DM. der 35 Kilometer von seinem Arbeits- 
platz entfernt wohnt und dem 3(X) DM an 
Werbungskosten anfallen, wird um 1.376 
DM entlastet. Wohnt er 50 Kilometer ent- 
fernt, beträgt die Entlastung 1.174 DM. Die 
Entlastung fällt allerdings hier geringer aus, 
da er bereits heute schon stärker entlastet 
wird. 
Die Behauptung, Rentner würden mit 
zusätzlicher Steuerlast belegt, ist popu- 
listisch. Dies verunsichert die Rentner in 
einer vollkommen unzutreffenden Weise. 
Denn Tatsache bleibt, daß der Großteil der 
Rentner auch in Zukunft steuerfrei bleibt. 
Für über 80 Prozent der Rentner gilt auch 
künftig: Sie haben nichts mit der Steuer zu 
tun. Niedrige Renten bleiben auch in Zu- 
kunft steuerfrei. 
Der Eindruck, den die SPD erwecken 
will, bei der Besteuerung von Lebens- 
versicherungen solle abkassiert werden, 
geht an der Realität vollkommen vor- 
bei. Denn bereits heute unterliegen Le- 
bensversicherungen in bestimmten Fällen 
der Einkommensteuer. Wir wollen aus 
Gründen der Steuergerechtigkeit, daß Le- 
bensversicherungen, die von ihrer Kon- 
zeption her der gesetzlichen Rentenversi- 
cherung ähneln, steuerlich genauso behan- 
delt werden wie diese. Wenn Versiche- 
rungsverträge so ausgestaltet sind, daß sie 
nur eine besondere Form der Spareinlage 
darstellen, muß eine Gleichbehandlung 
mit anderen Sparformen hergestellt wer- 
den. Insgesamt bleiben aber Lebensversi- 

cherungen auch künftig begünstigt. Sie 
können auch weiterhin als Sonderausga- 
ben von der Bemessungsgrundlage der 
Einkommensteuer abgezogen werden. 

SPD: unsachlich, unseriös, 
unglaubwürdig 
Der Versuch der SPD, der CDU eine Steu- 
erlüge zu unterstellen, ist nichts anderes, 
als der Versuch, von der eigenen KonzePj" 
tionslosigkeit und Widersprüchlichkeit 3 ' 
zulenken. Die SPD hat den Steuerzahlern 
bislang keinen reinen Wein eingesehen^- 
Sie hat bis heute keinen klaren und verla 
liehen Gesetzentwurf vorgelegt. Sie ver- 
spricht alles und nichts. Auch ist dies ein 
Versuch, von den rot-grünen Steuerer- 
höhungen und -Umverteilungen abzulen- 
ken. Die Wahlprogramme von SPD und 
Grünen weisen allein die Einführung v0 

8 neuen Steuern auf: 
• Einführung einer Energiesteuer 
• Einführung einer Vermögensabgabe 
• Wiedereinführung der Vermögensteue 

• Einführung einer Devisensteuer 
• Einführung einer Wertschöpfungsteue 

• Einführung einer Bodenwertsteuer 

• Einführung eines ökologischen Abg 
besystems 

• Einführung einer Ausbildungsplatz3 

gäbe. 
Hinzu kommt die Ausweitung und An 
bung von bereits bestehenden Steuern- 
Kapitaleinkommen, das heißt Erspart    ' 
sollen stärker erfaßt und besteuert Vf& 
Erbschaft- und Schenkungsteuer soll^ 
neu geregelt und tatsächliche Wert &&fr 
setzt werden, die Gewerbesteuer soll 
talisiert werden, die Mineralölsteuers 
schrittweise angehoben werden. 

Mit Rot-Grün ist damit 
der Weg in den Steuerstaat 

vorgezeichnet 
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SPD beim Aufbau Ost ohne klares Konzept 
^u wiederholten Äußerungen aus 
der SPD zum Aufbau Ost und zu 
den jüngsten Vorschlägen des SPD- 
B"ndestagsabgeordneten Schwanitz 
erklärte der Sprecher der ostdeut- 
schen CDU-Bundestagsabgeordne- 
ten und stellvertretende Vorsitzende 
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, 
paul Krüger: 

Öie Äußerungen der SPD zum Aufbau 
0st bringen leider nur Unklarheit und 
•Sch\vammige Formulierungen. Wenn 
die SPD die Vielfalt der Hilfen für 
Ostdeutschland kritisiert, dann sollte 
Sie klar sagen, welche Programme sie 
Konkret abzuschaffen gedenkt. 
SPD macht Vorbehalte 
So nennt der SPD-Abgeordnete 

ehwanitz in seiner Aufzählung nur 
^ehwerpunkte, die bereits seit Jahren 
v°n der Bundesregierung tatsächlich 
Selördert werden. Allerdings vermißt 
JJ1^ z. B. die Förderung bei Städtebau, 

1 der Sanierung von Wohniinapn und 
bei eirn Ausbau der Verkehrswege. 

le Bundesregierung hält dagegen un- 

verändert an der absoluten Priorität für 
den Aufbau in den neuen Ländern fest. 
Ein klarer Beleg dafür ist der vom 
Bundesfinanzminister vorgelegte 
Haushaltsentwurf für das kommende 
Jahr. Die SPD stellt dagegen den Auf- 
bau Ost in ihren Äußerungen unter 
Finanzierungsvorbehalt. 

Planung braucht Sicherheit 
Die Politik der Bundesregierung beim 
Aulbau Ost führt in allen wichtigen 
Bereichen zu langfristiger Planungssi- 
cherheit und zu einer Verstetigung der 
Mittel. Das verarbeitende Gewerbe 
und der Export wachsen bereits weit 
überproportional. 

Auch am Arbeitsmarkt beginnt die 
Wachstumspolitik der Bundesregie- 
rung mittlerweile zu greifen. Es ist 
allerdings besonders darauf zu ach- 
ten, daß die Mittel von den Ländern 
auch in Anspruch genommen werden 
und nicht verfallen, wie das in der 
Vergangenheit leider besonders im 
SPD-regierten Brandenburg der Fall 
war. 

"DS-Angebot bringt SPD in Entscheidungszwang 
v

le pDS hat der SPD in Mecklenburg- 
°rpommern ein klares Koalitionsan- 

feebot gemacht. Die Wähler haben vor 
s^r Bundes- und Landtagswahl am 27. 

Pteniber einen Anspruch darauf zu 
sa SSen' °b die SPD bereit ist, gemein- 
p^1 mit der PDS in Mecklenburg-Vor- 
DjeJjf111 eme Regierung zu bilden. 
W ■,D muß sich deshalb vor der 
an«   ™ und unmißverständlich 

Andreas Schmidt (Mülheim), parla- 
mentarischer Geschäftsführer der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion: Es 
riecht nach vorbereiteter Wählertäu- 
schung, wenn Herr Ringstorff jetzt er- 
klärt, über Koalitionen werde erst nach 
der Wahl gesprochen, gleichzeitig aber 
Kabinettslisten erstellt. Wer so taktiert, 
verrät, daß er eine SPD/PDS-Koalition 
bereits im Kopf hat, vor der Wahl aber 
die Katze nicht aus dem Sack lassen will. 
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Rasanter Auf holprozeß im 
Tourismus der neuen Bundesländer 
Nach Informationsgesprächen der Ar- 
beitsgruppe Fremdenverkehr und Tou- 
rismus der CDU/CSU-Bundestagsfrak- 
tion in Bonn über den Aufbau des Tou- 
rismus in den neuen Bundesländern 
und nach einer dreitägigen Bereisung 
der Arbeitsgruppe in Mecklenburg-Vor- 
pommern erklärte der Vorsitzende Rolf 
Olderog: 
Die neuen Bundesländer haben beim Auf- 
bau des Tourismus eindrucksvolle Lei- 
stungen vollbracht. In einem rasanten 
Aufholprozeß sind inzwischen 8.000 ge- 
werbliche Beherbergungsbetriebe neu ge- 
baut oder modernisiert worden. Zahlrei- 
che Schlösser und Herrenhäuser konnten 
einer touristischen Nutzung zugeführt und 
so erhalten werden. Erlebnisbäder, Häuser 
des Gastes, Rad- und Wanderwege sind 
entstanden. Mit Zuschüssen aus der Ge- 
meinschaftsaufgabe „Verbesserung der re- 
gionalen Wirtschaftsstruktur" wurden für 
14 Mrd. DM Investitionen ausgelöst und 
32.000 zusätzliche Arbeitsplätze geschaf- 
fen. Für 7 Mrd. DM wurden zinsgünstige 
Kredite für Existenzgründer bereitgestellt. 
In den neuen Bundesländern gab es 1997 
insgesamt 46 Mio. Gästeübernachtungen, 
das sind 55 Prozent mehr als 1993. 
Während im früheren Bundesgebiet 1997 
bei den Übernachtungen ein Minus von 
5,4 Prozent hinzunehmen war, erreichten 
die neuen Länder insgesamt ein Plus von 
1,9 Prozent. Spitzenreiter unter den Er- 
folgreichen war Mecklenburg-Vorpom- 
mern mit +7,1 Prozent, gefolgt von Sach- 
sen mit +2,5 Prozent und Brandenburg 
mit +0,6 Prozent. Erstmals gab es aller- 
dings leider auch in den neuen Bundes- 
ländern Rückgänge bei den Übernachtun- 
gen, in Sachsen-Anhalt mit -4,2 Prozent 
und in Thüringen mit -5,5 Prozent. 

Besorgniserregend ist die zu geringe Aus- 
lastung der Beherbergungsunternehmen, 
die 1997 mit 34,1 Prozent nur leicht über 
dem ebenfalls unzureichenden Wert in 
Westdeutschland (32,7 Prozent) liegt. D# 
dadurch ausgelöste schwierige Ertrags^ 
belastet insbesondere kleine und mittlere 
Privatbetriebe, die jetzt ihre Kredite 
zurückzahlen und auch Zinsen zu leisten 
haben. Der weitere Aufbau von Hotels u 
Ferienwohnungen sollte so lange über- 
haupt nicht oder nur noch in Ausnahme- 
fällen zugelassen bzw. gefördert werden, 
bis eine deutlich bessere Auslastung der 
bestehenden Kapazitäten erreicht worde 
ist. 

Für Spaß und Gesundheit 
Die Landesregierungen sollten zur ^er

f..r 

gung stehende Fördermittel vorrangig » 
den Ausbau der touristischen und verke 
liehen Infrastruktur und zur Stärkung v0 

Werbung und Marketing verwenden. m 
vielen Urlaubsregionen der neuen Län 
muß der Aufbau von öffentlichen °^rfjn- 
vaten Gemeinschaftseinrichtungen für 
terhaltung, Spiel, Spaß und Gesundheit 
konsequent weitergeführt werden.   .lL-cfr 
erscheint insbesondere, genügend Ein    . 
tungen für Schlechtwetterphasen zu sc 
fen. Leider fehlt bis heute eine system^ 
sehe Untersuchung darüber, mit welc 
Angeboten und mit welchen neu zu e 
wickelnden Einrichtungen den Wünsc 
der Gäste, insbesondere der Eltern un 
Kinder, bei schlechtem Wetter am bes 
zu entsprechen ist. 
Um noch mehr Schlagkraft in Werbung 
und Marketing zu erreichen, sollten      ^ 
in den neuen Ländern zersplitterten 
te unbedingt zusammengefaßt werdJr ' n- 
die Landesregierungen sollten ihre 
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.'   len Leistungen erhöhen. Gelder, die 
ein gutes Marketing investiert werden, 

Reisen sich in der Erfahrung als höchst 
Wabel. Auch wenn Schwierigkeiten 

r.lcnt zu übersehen sind, so wird der Tou- 
mus in den neuen Ländern in den be- 
fugten Schwerpunkten weiter kräftig 

acnsen. 

^000 Arbeitsplätze 
^tzenreiter beim Tourismus Ost ist 
üb

ecklenburg-Vorpommern. Er bietet dort 
e|" 70.000 Arbeitsplätze und breite ge- 
chtige Einkommenschancen, die über- 

sch§end 'n den ,etzten Jahren neu ge- 
ein ü"en worden sind- Dieser Erfolg ist 

e nerausragende Leistung der Töuris- 
So 

SWlrtschaft und der Landesregierung 
ütidD daruber hinaus der Bürgerinnen 
^ Bürger, die in Handel, Handwerk, 
c,    Ur und anderen Dienstleistungsberei- 
ha.n den notwendigen Beitrag geleistet 

grü
rs^hledentlich wurde von Existenz- 

in d    
rn der Wunsch geäußert, die ihnen 

\ififfl Anfangsphase gewährte Betreuung 
Phas 

eratun8 nicnt nach der Gründungs- 
beSo

eJ'nzustellen, sondern sie auch ins- 
ndere dann anzubieten, wenn in eini- 
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gen Betrieben mit der Verpflichtung zur 
Zahlung von Zinsen und Kapitaldienst 
neue Schwierigkeiten aufträten. Insbe- 
sondere angesichts der noch unzureichen- 
den Auslastung der Beherbergungskapa- 
zitäten seien Liquiditätshilfen und Bera- 
tung erforderlich. Dazu weisen wir dar- 
auf hin, daß es für in Schwierigkeiten ge- 
ratene touristische Betriebe bewährte 
Hilfsinstrumente wie Stundungen, Liqui- 
ditätshilfen, die Zuführung von Eigenka- 
pital durch den Beteiligungsfond Ost so- 
wie die Lösungssuche mit allen Beteilig- 
ten am „runden Tisch" gibt. Ansprech- 
partner sind die zuständige Industrie- und 
Handelskammer, die Hausbanken, die 
Deutsche Ausgleichsbank und die Wirt- 
schaftsförderungsgesellschaften der 
Landkreise und Bundesländer. Die Bera- 
tungen sind umfassend und meist kosten- 
frei. 

Nicht zu spät starten 
Wichtig ist aber, daß die Unternehmer von 
sich aus frühzeitig diese Beratungsange- 
bote in Anspruch nehmen, damit Ret- 
tungsaktionen für Betriebe, die über einen 
befähigten Unternehmer und ein tragfähi- 
ges Konzept verfügen, nicht zu spät ge- 
startet werden. 

Extremismus in Deutschland 
|W| it diesem Thema befaßt sich 
l^  ' am 1. September im Bonner 

Qnrad-Adenauer-Haus eine 
^chtagung der CDU, zu der Ge- 

^raisekretär Peter Hintze eingela- 

e Veranstaltung soll eine intensive 
Seinandersetzung mit Program- 

Part Und Praktiken der radikalen 
Aufk?'en sein und einen Beitra9 zur 

K|arung über politische Aktivitäten 

und die Gefahr des Extremismus in 
Deutschland leisten. 
Angesehene Fachleute und Wissen- 
schaftler befassen sich mit den histo- 
rischen Dimensionen des Kommunis- 
mus, mit Vorfeldorganisationen im 
linksextremistischen Bereich und den 
Bündnisstrategien rechtsextremer 
Parteien. Das Schlußwort hat Bürger- 
rechtler Dr. Ehrhart Neuberth, Fach- 
bereichsleiter der Gauck-Behörde. 
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Fachkonferenz Ostsee: 

Neue Perspektiven für Wachstum 
und Umweltschutz 

Auf Initiative seines Vorsitzenden, 
Kurt-Dieter Grill, hat der Bundes- 
fachausschuß Umweltpolitik der CDU 
am 1. Juli eine Fachkonferenz zu ökolo- 
gischen und ökonomischen Perspekti- 
ven des Ostseeraumes abgehalten. 
Im Rahmen dieser Fachkonferenz wurde 
mit führenden nationalen und internatio- 
nalen Experten - darunter die Stellvertre- 
tende Bundesvorsitzende der CDU und 
Bundesministerin für Umwelt, Natur- 
schutz und Reaktorsicherheit. Angela 
Merkel - eine Bilanz der aktuellen Situati- 
on dieser Region gezogen und wurden zu- 
gleich wichtige ökonomische und ökologi- 
sche Entwicklungslinien diskutiert. 

Die Fachkonferenz hatte zum Ziel, einer 
interessierten Öffentlichkeit die Bedeu- 
tung der Großregion Ostsee, die nach dem 
Fall des Eisernen Vorhangs wieder zu ei- 
nem verbindenden europäischen Binnen- 
meer geworden ist, näherzubringen und 
Vorschläge zu erarbeiten, um das politi- 
sche, kulturelle und wirtschaftliche 
Wachstumspotential des Ostseeraumes, 
das ganz Europa in den kommenden Jahr- 
zehnten bereichern wird, effizient und ver- 
antwortungsvoll zu nutzen. 
Der Schwerpunkt der Fachkonferenz war 
die Sicherung einer nachhaltigen Entwick- 
lung in der Großregion Ostsee. Dabei wur- 
de deutlich, daß zur nachhaltigen Ent- 
wicklung sämtliche Politikbereiche, aber 
auch Wirtschaft und Verbände national 
wie international gemeinsam ihren Beitrag 
leisten müssen. In diesem Zusammenhang 
ist die sogenannte Baltic 21 zu nennen, bei 
der es sich um die weltweit erste von den 

die 

Staaten einer Region gemeinsam formu- 
lierte Agenda 21 handelt. Sie soll die be- 
stehende Umwelt/.usammenarbeit ergän- 
zen und insbesondere die Integration des 
Umweltschutzes in die Politikbereiche 
Energie, Fischerei, Forstwirtschaft, ^n 

strie, Landwirtschaft. Tourismus, Verke 
und Raumordnung verbessern. 
Um dem Leitbild einer nachhaltigen Ent- 
wicklung gerecht zu werden - dies W#    , 
Bilanz der Diskussion -, müssen Staat u 
Gesellschaft in weitaus stärkerem Maße 
als bisher in einen Dialog über umweltp 
litische Erfordernisse eintreten. Hier is ^ 
insbesondere auf die erfolgreiche IniO* 
ve von Bundesumweltministerin Ange 
Merkel „Schritte zu einer nachhaltigen 
Entwicklung" zu verweisen, mit der d> 
vorrangigen Handlungsfelder einer naC 

haltigen Entwicklung benannt und die y 
seilschaftlichen Gruppen zur DiskussK» 
eingeladen wurden. 
Die Fachkonferenz machte deutlich, da* 
Deutschland unter der Regierungsveran ^ 
wortung der CDU zum weltweiten Vor 
bei der Umsetzung des Leitbildes einer 
nachhaltigen Entwicklung geworden i 
So ist Deutschland zu einer treibenden 
Kraft beim internationalen Klimaschu 
geworden. Das anspruchsvolle Ziel e 
Minderung der C02-Emissionen um      , 
Prozent bis zum Jahr 2005 - bezöget 
1990 - ist bereits zur Hälfte erfüllt'- vo 
1990 bis 1997 konnte der C02-Aussto 

um 12,5 Prozent reduziert werden. 
Deutschland hat zudem eine weltwei 
Führungsposition bei der Umwelttec 
logie inne. 
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c<i im Rahmen einer verstärkten bilate- 
en Umweltzusammenarbeit mit den 

el" und osteuropäischen Ländern en- 
* 8jert sich Deutschland vorbildlich, was 
p m °e'spiel in der grenzüberschreitenden 
^nerschaft mit Polen zum Ausdruck 
Urn11™' So konnte als erstes gemeinsames 
di^

ellschutzprojekt im Sepember 1997 
no Kläranlage Swinemünde in Betrieb ge- 

mmen werden. Zur Förderuns ressour- 
v0 ~"u"enuer lecnnologien hat sich das 
(]Ur 

der CDU-geführten Bundesregierung 
.. Cngesetzte Kreislaufwirtschaftsgesetz 

.enschonender Technologien hat sich das 
)n der C~ 

alsrCh§e- 
""ksames Instrument erwiesen. 

|ü
e

n
deutUng für die nachhaltige Entwick- 

le?,     auch der Bereich Verkehrsent- 
§Un<>    8; die umweltschonende Bewälti- 
■^erf dCS /unerimeriden Verkehraufkom- 
k0 

s auch im Ostseeraum wird in den 
der '^utlen Jahren eine zentrale Aufgabe 
len ^welt- und Verkehrspolitik darstel- 
?roß        d'e Tourismuswirtschaft ist von 
Prau

er Dichtigkeit, da im Ostseeraum die 
\vjcf?n der nachhaltigen Tourismusent- 
Pas l   ß m Zu§e der Öffnung Osteuro- 
En^'^-'iches Gewicht erlangt haben. 
ün<l E h'dend 'St hierbei- daß Naturschutz 
der v 

r^°'ungsvorsorge richtig miteinan- 
erknüpft werden. Nachhaltiger Tou- 

rismus bietet die Chance, wertvolle Öko- 
systeme, wie die an den deutschen Küsten 
noch zu 80 Prozent erhaltenen Dünenge- 
biete, zu bewahren. 

Die Entwicklung des Kultur- und Wirt- 
schaftsraumes Ostsee ist auch in Zukunft 
die gemeinsame Aufgabe der Verantwor- 
tungsträger in Politik, Wirtschaft und Ver- 
bänden. Die Motivation und Kompetenz 
der Entscheidungsträger vor Ort - in den 
Kommunen und in den Betrieben - ist ein 
entscheidendes Erfolgskriterium für effi- 
zienten Mitteleinsatz und Innovation und 
für den Aufbau einer auf Dauer wettbe- 
werbsfähigen, nachhaltigen Region mit 
einer außergewöhnlich hohen Lebens- 
qualität. 
Mit unserer Fachkonferenz Ostsee haben 
wir ein wichtiges Signal für das in Zu- 
kunft notwendige Engagement zu einer 
umweltgerechten Entwicklung der Ostsee- 
region gesetzt. Die CDU wird sich auch 
weiterhin in besonderer Weise sowohl in 
den Ländern als auch im Bund dafür ein- 
setzen, daß im Ostseeraum wirtschaftli- 
ches Wachstum, soziale Verantwortung 
und die Bewahrung der natürlichen 
Lebensgrundlagen sinnvoll miteinander 
verbunden werden. 

Herbert Reul: Werbung in Schulen erlauben 
''N.°rdrhein- Westfalen soll dem 

e'spiel von Berlin folgen und Wer- 
'§ m den Schulen erlauben. 

ds hat der Generalsekretär der 
Jrdrhein-westfälischen CDU, Her- 

rt Reul, in Düsseldorf gefordert. 

Ve
er'"i hat im letzten Jahr das Werbe- 

rn an den Schulen aufgehoben. Zu 
erst nn des neuen Schuljahres werden 
ten ni

K
als Uncl bundesweit einmalig Un- 

ihre D men in den Berliner Schulen für 
F,odukte werben. 

„Auch in Nordrhein-Westfalen sollte 
das allgemeine Werbeverbot aus der 
Schulordnung gestrichen werden", 
erklärte Reul und forderte Schul- 
ministerin Behler auf, die dafür not- 
wendigen gesetzlichen Schritte einzu- 
leiten. 

Reul: „Die materielle Ausstattung der 
Schulen ist angesichts der knappen öf- 
fentlichen Mittel in Nordrhein-Westfa- 
len oft schlecht. Werbeeinnahmen 
können Abhilfe schaffen." 
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Bundeskanzler Helmut Kohl: 

Staat und Gesellschaft sind den 
Kirchen zu großem Dank verpflichtet 

Der Kölner Dom war und ist das weit- 
hin sichtbare Erkennungszeichen für 
ein Gemeinwesen, das in seiner Mitte 
Raum schafft für die Begegnung mit 
Gott und ihm die Ehre erweist. 
Immer wieder gab es auch Versuche, eine 
andere Sichtweise des Kölner Domes in 
den Vordergrund zu stellen: Man pries ihn 
als Bauwerk zum Ruhm der Stadt Köln 
und seiner Bürger, als Stein gewordenen 
Ausdruck des Wunsches nach Einigung 
aller deutschen Stämme im Jahr 1848 und 
schließlich im Deutschen Reich als natio- 
nales Monument. 
Daß der Gottesdienst seine eigentliche 
Zweckbestimmung war und ist, demon- 
strierten die seit jeher selbstbewußten Köl- 
ner Bürger anläßlich der Vollendung des 
Domes im Jahr 1880, indem sie in Anwe- 
senheit des preußischen Königs und deut- 
schen Kaisers das im Festprogramm offi- 
ziell nicht vorgesehene Lied „Alles mei- 
nem Gott zu Ehren" anstimmten. 
Für die Christen gehören Glaube an Gott 
und Verantwortung in der Welt untrennbar 
zusammen. Auf die Frage nach dem größ- 
ten der Gebote hat Jesus zwei besonders 
herausgestellt: Das erste und wichtigste 
Gebot lautet: Du sollst den Herrn deinen 
Gott lieben. Das zweite, ebenso wichtige 
Gebot lautet: Du sollst deinen Nächsten 
lieben wie dich selbst. 
Wo Menschen Gott aus ihrer Mitte ver- 
bannen, steht auch die Liebe zwischen den 
Menschen auf dem Spiel. 
Wer das Bild des Domes inmitten der 
Steinwüste der zerstörten Stadt am Ende 
des Zweiten Weltkrieges vor Augen hat, 

für den wird diese Kathedrale immer auc 
Wahrzeichen menschlicher Hoffnung n'dC 

einem Zusammenleben in Gemeinschaft 
und Frieden sein. 
Wer diesseitige Führer an Gottes Stelle 
setzt, wer Ideologien zur Religion erheD > 
betreibt Götzendienst. 
Wohin dies führt, hat unser Volk unter der 
nationalsozialistischen Gewaltherrschai 
wie unter der kommunistischen Diktatur 
zweimal auf bittere Weise erfahren. 

Aus dem Grußwort von 
Bundeskanzler Helmut Kohl 
beim Festakt aus Anlaß des 
Jubiläums „750 Jahre 
Gotischer Dom in Köln" im 
Gürzenich am 15. August 

Der Brand und die Sprengung von Gottes 
häusern war in beiden Diktaturen aucn 
Ausdruck für die Mißachtung des Mer>' 
sehen. 
Der Dom ist mit seinen beiden hohen 

Tür- 

men, die den Blick des Betrachters zu^ 
Himmel lenken, ein bleibender ApPel 

Christen wie NichtChristen, sich irnrne 
wieder neu den Fragen des „Woher, 
des „Wohin?" zu stellen. Aus gutem        r 

Grund haben die Väter und Mütter uns 
Verfassung das Bewußtsein der Veran - 
wortung vor Gott und den Menschen 
den Beginn der Präambel unseres Gru 
gesetzes gestellt. g 

Man kann nicht oft genug betonen, da^ot- 
ohne die vor den Kirchen verkündete ^ 
schaft von der unveräußerlichen VVur 



^ÜIILÄUM UiD 27/1998 ■ Seite 33 

Ve!f
emzeInen Menschen den freiheitlichen 

^assungsstaat in seiner heutigen Gestalt 
1Cnt gäbe. 

Ott die Ehre zu geben, heißt den Men- 
gr R  Und seine Würde zu achten. Als 
ö

oßartiges Bauwerk erinnert der Kölner 
Sc?

m.an dieses Fundament unseres gesell- 
aftlichen und staatlichen Zusammen- 

lebens. 

^er freiheitliche und demokratische 
de« i Staat 'St auch Ergebnis der jahrhun- 

nelangen christlich-abendländischen 
Sch

lsJes§eschichte. Die Soziale Marktwirt- 
ch

naft ist auch das Produkt der christli- 
S^ Gesellschaftslehre - der katholischen 
o   !a'lehre und der evangelischen 
°2ialethik. 

nie'     Wahrung eines Grundbestandes ge- 
\V lnsarner Werte und Maßstäbe, die ihre 
ben

r2eln in der christlichen Tradition ha- 
pr 'Ist wesentlich für den Erhalt von 
^ lfleit, Toleranz und Weltoffenheit. 
sam r-6011- Staat und Kircnen sicn gemein- 

ör die Verwirklichung dieser Grund- 

werte einsetzen, kann die Zukunft unserer 
freiheitlichen Ordnung dauerhaft gefestigt 
werden. 

Das Jubiläum, das wir heute feiern, ist für 
mich auch Anlaß, an diese bewährte Part- 
nerschaft zu erinnern. Staat und Gesell- 
schaft sind den Kirchen zu großem Dank 
verpflichtet. 

Für eine Zukunft mit 
menschlichem Gesicht 
Nur wenn wir ihnen den gebührenden 
Platz in der Mitte unserer Gesellschaft 
einräumen und wenn sie auch weiterhin 
bereit sind, diesen Platz auszufüllen, wer- 
den wir eine Zukunft mit menschlichem 
Gesicht gestalten können. 
In diesem Sinne wünsche ich Ihnen und 
uns allen, daß der Geist der Feierlichkei- 
ten dieses Jubiläumsjahres in unseren All- 
tag und unsere Arbeit hinüberstrahlt. 
So soll der Kölner Dom als Gotteshaus auch 
in späteren Jahrhunderten das Wahrzeichen 
für ein menschliches Gemeinwesen sein. 

Ohne Hemmungen unterwirft die 
SPD Kultur ihren politischen Zwecken 

nton Pfeifer, Staatsminister beim 
undeskanzler, erklärte zu dem von 
•aus Staeck und Johano Strasser 

den 19. August in Berlin geplan- 
en »Kulturfest": 

J~ln nostalgischer Griff in die Kiste der 
tachtundsechziger mit dem Ziel, 

feil   einma* zu versuchen, die kultu- 
e- e Hegemonie zu erringen. Es ist ein 
lZ!aliger Vor£ang' daß mit Jack 

d'. n§ ein ausländischer Politiker für 
n  *e Veranstaltung - und nach eige- 
v m Bekunden auch für den SPD- 
k  "zlei"kandidaten - massiv Wahl- 
KaniPf betreibt. 

Das „Kulturfest" soll ein sozialdemo- 
kratisch regiertes Deutschland in ei- 
nem sozialistischen Europa propagie- 
ren. Damit zeigt sich einmal mehr, daß 
es dem SPD-Kanzlerkandidaten und 
seinem Kulturbeauftragten Naumann 
mit ihrer Kulturpolitik in erster Linie 
um die Macht geht, aber nicht um die 
Kultur. Ohne Hemmungen unterwerfen 
sie die Kultur politischen Zwecken. 
Die geringe Ausbeute an prominenten 
Zusagen ist ein erfreulicher Beweis 
dafür, daß Künstler und Intellektuelle, 
die dies durchschauen, sich von der 
SPD nicht vereinnahmen lassen. 



Sender/Zeit 
Regelmäßig 

August 

ab Ende August 
September 

Di. 1. bis Fr. 4. und 
So. 6. bis Fr. 11. 

Do. 3. 

Mo. 7. 

Mo. 14. - Fr. 18. 

Mi. 16. 

Do. 17 

Fr. 18. 

So. 20. 
Mo. 21. 

Mi. 23. 

Do. 24. 
Fr. 25. 

 ARD  
Mo. 21.00 - 21.40: FAKT (MDR), Report 
(SWF oder BR) 
Do. 21.00 - 21.45: Panorama (NDR), 
Monitor (WDR) 

Fr. ca 22.15 - 22.45: Bericht aus Bonn 
(mit Deutschlandtrend) 

Bericht aus Bonn mit BK-Interview 

21.45 - 22.30: Portrait Schröder (NDR) 
21.00 - 22.30: Schwerpunkt Reformen: 
Schäuble, Waigel, Gerhardt, Lafontaine, 
Fischer (BR/WDR)  

21.45 - 22.30: Portrait BK Kohl (SWR) 

23.00 - 23.15: Endspurt: Zwei Politiker 
diskutieren ohne Moderator (geplant: 
Schäuble - Scharping; Stoiber - Clement; 
Biedenkopf - Müntefering oder Riester; 
Thierse - Gysi; Westerwelle - Fischer 
oder Trittin)  

Runde der nicht im Bundestag vertretenen 
Parteien (SFB/BR; 90')   

 ZDF     _ 
Fr. 22.15-22.30: 
Politbarometer 
So. 19.10 - 19.30: Bonn direkt 

Mo. 19.25-20.15: WISO 
Di. 21.00-21.45 Frontal 

zw. 22.15 - 23.00 (20') Nachtau* ster: 

Schäuble - Lafontaine; Blum '!/ ^ 
Waigel - Eichel; Wissmann - <■' (erjng: 
Merkel - Röstel; Hintze - Munte 

Kanther - Schily; Westerwelle - |(T)S - 
Fischer; Gerhard - Scharping. ° 
Gysi (jew. angefragt); 
Mod.: Frey, Bellut im Wechsel^ 

20.15 - 21.45: Live-Hearing:. au 
Parteivorsitzenden m. Publikum: ^ 
Waigel, Gerhardt, Lafontaine, Fi* 

Runde der im Bundestag vertretenen 
Parteien (HR/MDR; 90') 

20.15-21.00: Farbe bekennen: Schröder 

20.15-21.00: Farbe bekennen: BK Kohl 

20.15 - 21.15: Live von Wahlkampfkund- 
gebungen (CDU: Mainz, Domplatz) 

ab 18.00: Wahlsendungen 
20.20: Bonner Runde 

20.15-21.45: Live-Hearing: 
Arbeitsplätze, mit Publikum^ 

20.15 - 21.45: Live-Hearing 
Sozialsysteme, mit Publikum 

19.25 - 20.15: Live von W3^ 
kundgebungen (CDU: Dreso 
Frauenkirche) 

21.15-21.45: Endspurt 
(Kandidatenreportagg: "■ ' 
17.05-17.50: Deutschland vor 

(Info zum Wahlrecht)_________^~|t 

ab 18.00: Deutschland hat ge 
20.20: Bonner Runde 



RTL 
a- sPiegel TV Magazin 

mit H 9„Au9ust: 6 x Nachtjournal spezial 

Sozialerremer zu Arbeit' 
es.jnnere Sicherheit usw. 

Journal, 0.00: Gesprächsserie 

SAT. 1 
So. nach 22.00: Talk im Turm. 
Spiegel TV Reportage 

18.30 mit Lafontaine - 
ca. 0.20: Interview-Langfassung 

Große Reportage über BK Kohl 
Große Reportage über Schröder 

Pro 7 
So. Focus TV 

Politische Fernsehsendungen zur Bundestagswahl 

18.30 mit Schröder 
ca. 0.20: Interview-Langfassung 

18.30 mit BK Kohl 
ca. 0.20: Interview-Langfassung 

Stand: Juli 1998 

Die Jahrtausendwahl: Stoiber 

Die Wahlkämpfer: BK Kohl u. Schröder (45') 

Die Jahrtausendwahl: Schröder 

ca. 22.00: Talk im Turm: Generalsekretäre 

17.00 - 20.15: Deutschland wählt (mit 
Fußballbundesliga und blitz); anschl. 
Hochrechnungen 
22.15: Deutschland wählt, Teil 2; anschl. 
Talk im Turm (u. a. Geißler); anschl. 
Deutschland wählt, Teil 3 

Die Jahrtausendwahl: BK Kohl 

17.45 - 18.30: Sondersendung 
19.30 -21.15: Sondersendung 



EURO 
Die Einführung des Euro ist das Schlüsselprojekt der europäischen 

Einigung und Europas Antwort auf die Globalisierung des Wirtschafts- 
lebens an der Schwelle zum 21. Jahrhundert. 

Schröder bezweifelte immer wieder 
die Einhaltung der Kriterien und des 
Zeitplans und spielte mit den Äng- 
sten der Bevölkerung. Er lag voll 
daneben! 

Schröder auf dem falschen 
Dampfer 
• „Natürlich wird der Euro 
schwächer als die D-Mark" 
(Schröder, Focus, 30.12.96). 
• Am 13. Februar 1997 betonte 
Schröder im Stern, „daß von einer 
Erfüllung der Kriterien zur Ein- 
führung des Euro keine Rede sein 
kann". 
• „Kränkelnde Frühgeburt" nannte 
Schröder den Euro noch in der Bild- 
zeitung am 26. März 1998. 
Am 25. März 1998 war klar: Deutsch- 
land hält mit 2,7 Prozent Neuver- 
schuldung gemessen am Bruttoin- 
landsprodukt die 3,0-Grenze als 
eines der wichtigsten Kriterien ein. 
Schröder wurde von der Wirklichkeit 
überholt. Er irrte bei der Stabilität 
des Euro und beim Zeitplan. Der Eu- 
ro startet als stabile Währung pünkt- 
lich am 1. Januar 1999. 

Schröder begriffsstutzig 
„Es ist doch kein Fehler, wenn 
die Währungsunion ein paar 
Jahre später kommt." 
(Schröder, Focus, 6.11.95) 

„Ich rate, daß sich die betroffenen 
Länder auf eine Verschiebung ein- 
stellen." (Schröder, Hannoversche 
Allgemeine Zeitung, 20. 3. 97) 
Schröder begeift die Bedeutung der 
fristgemäßen Einführung des Euro 
für die Sicherheit der Arbeitsplätze 
in Deutschland und die Preis- 
stabilität offensichtlich nicht. Damit 
stellt er sich gegen alle Regierungen 
Europas, die voll auf den Stabilitäts- 
kurs eingeschwenkt sind. Elf Länder 
haben es geschafft und machen mit- 
Der Euro hat schon vor seiner 
offiziellen Einführung eine neue 
Stabilitätskultur in Europa be- 
gründet. Überall sind die Preis- 
steigerungsraten zurückgegangen, 
in Deutschland bis auf 0,9 Prozent: 
„Rekord"-Wert seit der Wieder- 
vereinigung und quasi Preis- 
stabilität. 
Am 1. Januar 1999 übernimmt der 
deutsche Bundeskanzler in der Eu- 
ropäischen Union die Präsident- 
schaft. Es stehen weitere wichtige 
Entscheidungen an wie die Refor- 
men bei der Agrar- und Regionalp0 

litik, den EU-Institutionen und bei 
den EU-Finanzen. Da kann sich 
Deutschland keinen „Europa-Ama- 
teur" leisten. In diesen wegweisen- 
den Zeiten brauchen wir den in 
europäischen und internationalen 
Fragen erfahrenen Bundeskanzler 
Helmut Kohl. 

Für einen stabilen Euro, ein starkes Deutsch^ 
in Europa und Verläßlichkeit 
gegenüber unseren euro- 
päischen Partner und Nachbarn 

es Deutscni*' 

CDU 
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I RrOurncncc    für ene 
,    iigviiivinv  moderne und 

gerechte Steuerreformpolitik 
D 

umente 
|® Welt verändert sich in einem nie 
^gewesenen Tempo. Die Bedingun- 

ver  ^
r 'Investitionen und Arbeitsplätze 

rent    let>en sich' Viele unserer Konkur- 
se rü lm weltweiten Wettbewerb haben 
den^ancen dieses Wandels genutzt. In 
cje  

USA und in Großbritannien sind in 
Arb Ver9an9enen Jahren Millionen von 

e'tspiätzen neu geschaffen worden. 

hemktivität von Standortbedingungen ist 
unc(   

menr denn je entscheidend, ob 
Arhft?0 investiert wird> ob und wo neue 
^. eitsplätze entstehen. 

CnkÖnnen uns deshalb in Deutschland 
che«QVestitions" und leistungsfeindli- s steuerrrecht leisten. 

Modernes Steuerrecht für 
^sniger Steuern und mehr 
Arbeitsplätze 

% Steuersätze senken, 
% ^nahmen beseitigen, 
% B

as Steuerrecht vereinfachen, 
(ja  

Ur9er und Unternehmen entlasten: 
kunf+'nc!die zentralen Ziele unserer zu- 
Dje    0rientierten Streuerpolitik. 
W6g £ olge anderer Länder auf diesem 
litik. Au

eShäti9en die Richti9keit dieser Po_ 

J^reno bei uns naben in den achtziger 
MiiiJQ   Steuersenkungen zu über drei 
9ef(jhrr

n zusätzlichen Arbeitsplätzen 
woilPn.'..'* der großen Steuerreform 

I 

I 
Wlr an diese Erfolge anknüpfen. 

adrigere Steuersätze für 
,^'stungsbereitschaft und 
nvestitionen 

Das Steuerrecht investitions- und lei- 
stungsfreundlicher machen heißt: die 
Steuern netto um 30 Milliarden DM 
senken. Das stärkt Wirtschaft und Kauf- 
kraft. 

Dreh- und Angelpunkt ist die durchge- 
hende Senkung der Steuersätze für alle 
Steuerzahler. Die heutigen Steuern sind 
zu hoch und leistungsfeindlich. Sie ver- 
hindern Investitionen und gefährden 
Arbeitsplätze. 

Beim Eingangssteuersatz 
wollen wir 15 Prozent statt 

heute 25,9 Prozent und beim 
Höchststeuersatz 39 statt 

heute 53 Prozent. 

Zugleich wollen wir die Steuersätze auf 
Investitionen und Arbeitsplätze senken. 
Neun von zehn Unternehmen sind 
Personengesellschaften in Handwerk 
und Mittelstand. 

Den Höchststeuersatz auf 
gewerbliche Einkünfte wollen 

wir daher von heute 47 Prozent 
auf 35 Prozent senken. 

Er soll damit genauso hoch sein wie der 
Körperschaftsteuersatz auf einbe- 
haltene Gewinne, der von heute 
45 Prozent auf 35 Prozent gesenkt wer- 
den soll. 

Der Steuersatz auf ausgeschüttete Ge- 
winne soll von heute 30 Prozent auf 25 
Prozent gesenkt werden. Gerade Inve- 
stitionen von ausländischen Unterneh- 
men in Deutschland werden dadurch at- 
traktiver. 
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■ Steuerrecht: niedriger + 
einfacher = gerechter 

Niedrige Steuersätze sind ohne den 
weitgehenden Abbau steuerlicher Ver- 
günstigungen und Ausnahmen nicht zu 
haben. Bei niedrigen Steuersätzen und 
weniger Ausnahmen wird für alle die 
Differenz zwischen brutto und netto ge- 
ringer. Steuergestaltung, Steuervermei- 
dung und Schattenwirtschaft werden un- 
attraktiv. Diejenigen dagegen, die nicht 
mit Steuersparmodellen jonglieren 
können, haben die größten Vorteile. 

Alle müssen bereit sein, auf die eine oder 
andere Vergünstigung und Ausnahme zu 
verzichten, wenn es gelingen soll, das 
Steuerrecht zu vereinfachen und mehr 
steuerliche Gerechtigkeit zu schaffen. 

Wir wollen alle Einkünfte - ob aus 
Unternehmertätigkeit, Vermietung und 
Verpachtung, Arbeit, Rente oder Kapital- 
vermögen - steuerlich gleichbehandeln, 
damit der Ehrliche nicht der Dumme 
ist. 

I Große Steuerreform: 
arbeitnehmerfreundlich 
und sozial gerecht 

Eine unausgewogene Steuerumvertei- 
lung ginge zu Lasten von Arbeitsplätzen, 
d. h. von Arbeitnehmern und Arbeitsu- 
chenden. Unausgewogen wären: zu ho- 
he Steuersätze generell, aber auch der 
einseitige Abbau von Steuervergünsti- 
gungen im Untemehmensbereich. 

Einen vollständigen Abbau aller Steuer- 
vergünstigungen wird es mit der CDU 
nicht geben. 

Der unumgängliche Abbau steuerlicher 
Vergünstigungen und Ausnahmen er- 
folgt - entgegen landläufiger Meinung " 
sozialgerecht: 
• Rund 60 Prozent der Unternehmen 
sind von der Verbreiterung der Bemes- 
sungsgrundlage betroffen. 
• Pendler z. B. werden dagegen durch 
die neue Entfernungspauschale entlaste • 

• Die meisten Rentner werden auch 
künftig keine Einkommensteuer zahlen- 

• Und auch daran wird sich selbstver- 
ständlich nichts ändern: Das Existenzm 
nimum wird weiter steuerfrei bleiben. 

Die Behauptung, die Reform entlaste 
nur Reiche und belaste die Bezieher 
kleinerer und mittlerer Einkommen, 's 

schlicht und einfach falsch. 

■ Modernisierung unseres 
Steuersystems 

Deutsche Unternehmen haben 1997 
47 Milliarden DM im Ausland investier 
mehr als zehnmal soviel wie aus-        . 
ländische Unternehmen in Deutschte 

Die Ursachen dafür: unsere zu hohen 
Steuersätze und unser kompliziertes 
Steuerrecht. 
Die große Steuerreform soll die Hinde 
nisse für Innovation und Investition^  ' 
für die Entwicklung neuer Technolog 
und Produkte, für Selbständigkeit uh 
Leistung wegräumen. 
Gegen den jahrelangen Widerstand 
der SPD haben wir bereits die Ver- 
mögen- und die Gewerbekapitalste 

beseitigt. 

Bundeskanzler Helmut Kohl: 
Die große Steuerreform 

ist das Schlüsselprojekt für die 
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Aktion der Senioren-Union 

zur Bundestagswahl 

J er Bundestagswahl- 
.    kämpf rückt immer 

,;her- Es gilt, in den 
^menden Wochen aNe 

D afte zu mobilisieren. 
e Senioren-Union kann 

b'
e Wahl entscheidend 

dicf»lnflussen'indem sie 

'e Wahlkreiskandidaten 
°rt kräftig unterstützt. 

^Anregung 

lh
chalten Sie Anzeigen in 

t !?n Lokal- bzw. Stadt- 

hierfeitUn9en- Sie können 

nubUr reProreife Vorlagen 
5 . en- In Zusammenar- 
Ort^'^erZeitung vor 
der A nnen Sie den Text 
v0r „e'9e verändern, 
res R

mden Namen lh- 
^^ndestagsabgeord- 

neten bzw. Wahlkreiskan- 
didaten einsetzen lassen. 

Aus den beiden Forma- 
ten, die wir hier vorstel- 
len, können Sie das pas- 
sende wählen. 
Noch ein Tip: Setzen Sie 
nicht zu viel Text in die 
Anzeige. Zu viel Text in 
einem kleinen Format 
schwächt die Wirkung der 
Anzeige. 
Über Kopien bzw. An- 
sichtsexemplare Ihrer An- 
zeigen würden wir uns 
freuen. 
Am Ende des Bundes- 
tagswahlkampfes soll 
über Ihre Aktion mit Ver- 
öffentlichungen in unserer 
Mitgliederzeitung „Mach' 
mit" Bilanz gezogen wer- 
den. 

Vorfahrt 
fürVernunft 
gegen rot-grüne 

Experimente 

Wir 
unterstützen 

unseren 
Kandidaten 

Andreas 
Mustermann 

Sen iJjr^Jj 

CDU 

Wir unterstützen 
unseren Kandidaten 
Andreas Mustermann 

iiüei CDU 
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Bundestagswahl kämpf 1998 
Sonderbestelliste 

Aufkeber (0 100 mm) „bleib cool, keep kohl" 100 Stk./23,00 DM     / D 

Biedeckel (0 107 mm) „bleib cool, keep kohl"/ 100 Stk./12,50 DM     / D 

„Keine Chance dem Blender" . 
Button (0 100 mm) „bleib cool, keep kohl" 1 Stk./2,50 DM     /  
Freundschaftsbändchen „bleib cool, keep kohl" 10 Stk./3,00DM      /  
Infoblatt (Leporello) „bleib cool, keep kohl" 5 Stk./3,50 DM      /  

T-Shirt (mit V-Ausschnitt) „bleib cool, keep kohl" ^ 
D M 1 Stk./9,00 DM      /    .. 

D L 1 Stk./9,00 DM      /    .. 
D XL 1 Stk./9,00 DM      /  

Plakate DINA 1 ^ 
Kanzlerkandidat vor rotem Hintergrund ... 1 Stk./1,20 DM      /    ^ 
Kanzlerkandidat (Am 27. September) 1 Stk./1,00 DM      /  

„Keine Chance dem Blender" ^ 
Postkarte „Kanzlerkandidat " 10 Stk./5,00 DM      /    ^ 
Postkarte „Keine Chance dem Blender" 10 Stk./3,50 DM      /  

DM 
Summe     pM 

Versandkosten       ^ 

Rechnungsnummer 

Besteller: ( ) Bezahlung per Einzugsermächtigunö 

( ) da es sich um eine Bestellung über 2 
DM handelt, habe/n ich/wir einen Verrecn-  ^ 

      nungsscheck in Höhe von 190 - DM beig 

Versandanschrift: (falls nicht identisch) ——  
 Kontoinhaber: 

Bankverbindung 

       Konto-Nr.: 

Telefon für eventuelle ——  
Rückfragen: _  

Ort, Datum Unterschrift 

Junge Union Deutschlands Jl JT1 fl ®    0228
o'nUs^ 

Bundesgeschäftsstelle JUNGi UWON Fax °228' 
Annaberger Straße 283 hllilftÜiv.l.'l'ftl 

53175 Bonn ZJ \Z*s 
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Spielplan 98/ 
Hinrunde 

3^T, rUßbüJJ- 

* 1 

CDU 
immer am Ball 

• Bundesliga-Spielplan 
für die 1. und 2. Bundesliga 
Der Plan enthält alle Spiele der 1. und2- 
Bundesliga mit übersichtlichen Tabellen 
zum Eintragen der Ergebnisse. 

Bestell-Nr.: 2487 
Verpackungseinheit: 250 Expl. 
Preis je 250 Expl.: 47,00 DM 

Aktionstip 
Verteilaktion am Rande der ersten 
Runde des DFB-Vereinspokals, der 
wieder zahlreiche Profimannschafte 
zu Amateurvereinen bringen wird, 
und dadurch ein sehr großes Zu- 
schauerinteresse garantieren wird- 

• Aktion „keep Kohl" 
Nach dem dem überaus erfolgreichen 
Start der Aktion zum Ferienbeginn g> 
es jetzt zwei neue Kleinwerbemittel 
unserem sympathischen Dickhäuter- 

• Ansteckbutton „keep Kot1 

Die Größe des Metallbuttons 
beträgt 55 mm. Die Befestig" * 
erfolgt durch die rückseitig any 

brachte Sicherheitsnadel- 

Expl- 
Bestell-Nr.: 9499 
Verpackungseinheit: 100 
Preis je 100 Expl.: 28,00 DM 

• Aufkleber „keep Kohl" 
Bestell-Nr.: 9470 , 
Verpackungseinheit: 100 CXK 
Preis je 100 Expl.: 13,00 Diw 

Öko-Hinweis: 
Alle Aufkleber der CDU wer- 
den auf umweltfreundliche 
PVC-freien Polyolefinfo»6' 
hergestellt. 
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Mobilisierung in der Schlußphase 

Die richtige Wahl! 
Rubbeln Sie ganz einfach 
fünf Felder frei! 
Sind drei (weiße) Symbolfelder 

dabei, nehmen Sie an der Ver- 

losung teil - treffen Sie auf das 

Jumbo-Feld haben Sie zusätz- 

lich sofort gewonnen. Wie und 

was erfahren Sie auf der Rück- 

seite.,Rote Mehrheiten" aller- 

dings verlieren immer. 

Wähl' den Jumbo. 

CDU 
Q^'karten-Spiel mit 

DiConmÖglJchkeit 

^Wri    wurde sPezie"für die heiße 

% Kont S WahlkamPfes entwickelt, um 
Carw     aufnanme zu den Bürgern am 
neUn^

SSlngstand zu erleichtern. Auf 
V'erAijfZUrubbelnden Fe'dern werden 
W'e vie &9en für die Politik der CDU so~ 
9edrUckt  9Umente 9e9en Rot-Grün ab" 
i °ker-p   Das neunte Feld enthält eine 
ögt, daR wktion- Das sP'el ist so an9e" 

i n CDI j oie Bürger bei drei freigerubbel- 
Siriq p.'sVmbolen an der zentralen Ver- 

nnen pes Hauptpreises teilnehmen 
^hrhe'itps, verl'ert nur derjenige, der 
olefrpir ? Rot"Grün betreffende Sym- 
Neeiwbbelt'Aus- 
SrLWenn der 

<   h
d5au- Cn an der 

Verlosung des Hauptpreises teilgenom- 
men werden. Zusätzliche Modalitäten 
wie z.B. Kleinpreise bei ein oder zwei 
richtigen Symbolen kann jeder vor Ort 
selbst bestimmen. Wir empfehlen hierfür 
kleine give-aways aus dem Sortiment 
unseres Versandzentrums. 
Die Rubbelkarten sind in Einheiten zu 240 
Expl. mit jeweils verschiedenen Feldern 
verpackt, das heißt die Gewinnfelder sind 
auf jeder Karte wieder neu verteilt. 

Bestell-Nr.: 9497 
Verpackungseinheit: 1 Set ä 240 Expl. 
Preis je 1 Set: 25,50 DM 

IS-Versandzentrum • Postfach 1465 
59306 Ennigerloh • Fax (0 2524)911310 

E-Mail: georg.simon@bertelsmann.de 
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UNION BETRIEBS GMBH 
POSTFACH 2449 
53014 BONN 
PVSt, DEUTSCHE POST AG 
ENTGELT BEZAHLT. 

• Wahlplattform 
von CDU und CSU 

Die gemeinsame Wahlplattform 
von CDU und CSU beschreibt die 
Politik der Union für die Legislatur- 
periode 1998 bis 2002. 

Bestell-Nr.: 5488 
Verpackungseinheit: 100 Expl. 
Preis je 100 Expl.: 50,00 DM 

Alle Preise zzgl. MwSt. und Versand* 

Bestellungen an: 

IS-Versandzentrum 
Postfach 14 65 
59306 Ennigerloh 
Fax (0 25 24) 911310 
E-Mail: georg.Simon ©bertels- 
mann.de 

*Bei Bestellungen bis zu einem 
Warenwert von 50 DM wird eine 
Versandkostenpauschale in Höhe 
von 5 DM erhoben. 

1998 - 2002 

Wahl- 
plattform 

UNION IN DEUTSCHLAND — Information^ j^»« 
Christlich Demokratischen Union Deutschlands. rErnSt-J° * 
halt verantwortlich: Axel König, Redaktion-      Te|eto 
Neuper,   Konrad-Adenauer-Haus,'  53113 £onn^ ^jjiiU 

p|C 

Vertrieb: Tel. (0228^53 07-1 89. Verlagsleitung: e^(0 N; 

ncufjci,    r\ui nau-nuci iauci-i iauo,    w'** jg   »**  J-|J 
(0228) 5440, e-mail: ernst.neuper@bg.cdu.dbp_" j 531 
Union Betriebs GmbH, Friedrich-Ebert-Allee /-*-v\&v 
Bonn, Tel. (0228) 5307-0, Telefax (0228) oJ"   ^d r1 

fittlich. 
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i.   Bankverbindung:   Sparkasse   Bonn-   37g5-?^ 
7 510183 (BLZ 380 500 00), Postbank Köln Nr.     ^ V 
(BLZ 370 100 50). Abonnementspreis iahrr_te V"erl 
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